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Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kollegen
Gregor Gysi für die Fraktion Die Linke das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Ren-

tenrasur in Deutschland wurde zunächst durchgeführt
von Union und FDP, dann allerdings ab 2001 von SPD
und Grünen verschärft. Das führte zu einem Paradig-
menwechsel bei der Alterssicherung, mit dem wir es
heute zunehmend zu tun bekommen.

Das Rentenniveau wurde von 53 Prozent auf 43 Pro-
zent des durchschnittlichen Nettolohns im Jahr 2030 ge-
senkt. Man überlege sich einmal, wie viel Geringverdie-

nende wir haben, und schaue sich die Zahl der
Normalverdienenden an. Angesichts dessen ist das eine
skandalöse Absenkung, die Sie damals beschlossen
haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Anrechnungszeiten für die Kindererziehung und
die eigene Ausbildung wurden gekürzt. Die Rente wurde
durch die Einführung einer Rente erst ab 67 Jahren um
zwei Jahre gekürzt. Das hat mit den gesellschaftlichen
Realitäten übrigens nichts zu tun. Ich staune, dass Sie
diese nicht zur Kenntnis nehmen. Ich nenne Ihnen nur
ein Beispiel: Im Juni 2011 hatten von allen 64-Jährigen
in Deutschland 9,9 Prozent einen Vollzeitjob. Konkret
waren das 14,1 Prozent der Männer und 5,9 Prozent der
Frauen. Den anderen sagen Sie, sie sollen zwei Jahre
länger arbeiten. Ich frage Sie: Wo denn? Bei wem?

(Beifall bei der LINKEN)

Die Erwerbsminderungsrenten haben Sie ebenfalls
gekürzt. Die Unternehmen wurden teilweise aus der
paritätischen Finanzierung entlassen, indem Sie den
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gesagt haben,
sie sollen private oder betriebliche Vorsorge treffen. Bei
der privaten Vorsorge sind Sie dann auf die Idee mit der
Riester-Rente gekommen. Dafür zahlen die Leute selbst,
dann gibt es noch staatliche Zuschüsse, und die Unter-
nehmen sind von jedem Beitrag befreit. Um nichts ande-
res ging es Ihnen ja auch. Das heißt, für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer kam wieder weniger Netto vom
Brutto heraus. Die staatlichen Zuschüsse bekommen ja
nicht die Leute, sondern die Versicherungsunternehmen.
Von 2002 bis 2011 waren das 16,6 Milliarden Euro. Des-
halb spendet die Allianz jedes Jahr an Union, SPD, FDP
und Grüne, nur an die Linke nicht. Man kann sich aus-
rechnen, woran das liegt.

(Beifall bei der LINKEN � Dr. Heinrich L. 
Kolb [FDP]: Schön, wer ein einfaches Welt-
bild hat!)

Ich nenne Ihnen drei Beispiele. � Erstes Beispiel. 
Zwei Arbeitnehmerinnen haben seit ihrem 35. Lebens-
jahr in die gesetzliche Rentenversicherung eingezahlt.
Beide verdienen 1 790 Euro netto im Monat. Das sind
keine Geringverdienenden. Das ist fast der Durchschnitt;
ich will nur daran erinnern. Die eine zahlt bei Riester
ein, und die andere sagt: Ich möchte den Beitrag nicht
bezahlen; ich möchte mir lieber mal ein hübsches T-Shirt
kaufen. Ich verzichte darauf. � Beide werden am selben 
Tag Rentnerinnen. Was kommt bei ihnen heraus? Die
eine Arbeitnehmerin bekommt eine Rente von 500 Euro,
die andere eine Rente von 640 Euro. Beide können da-
von nicht leben. Beide erfüllen die Voraussetzungen für
eine Grundsicherung und beantragen sie. Dann bekommt
die eine, um auf die durchschnittliche Grundsicherung in
Höhe von 707 Euro zu kommen, einen Zuschuss von
207 Euro und die andere von 67 Euro. Sie hat also jahre-
lang Beiträge gezahlt, um dann den gleichen Betrag zur
Verfügung zu haben wie die andere. Sie ändern nichts
daran, auch wenn die FDP es will. Gelegentlich sagt das
auch die Union; aber Sie machen nichts.
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(Beifall bei der LINKEN � Petra Hinz [Essen] 
[SPD]: Was bringt es ihnen, wenn sie T-Shirts
im Schrank haben?)

Zweites Beispiel. Frau Schäfer, Rentnerin, ist
70 Jahre alt. Sie hat drei Kinder aufgezogen. Sie hat
Jahrzehnte als Verkäuferin und Kassiererin gearbeitet.
Sie bekommt heute eine Rente von 599 Euro. Sie könnte
Grundsicherung beantragen; das macht sie aber nicht.
Sie will das nicht. Sie sagt, dass es sie demütigt.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]:
Stimmt!)

Viele, die es könnten, machen es nicht. Bei der Beantra-
gung der Grundsicherung muss man auch die Vorausset-
zungen im Blick haben: Man darf keine Eigentumswoh-
nung oder kein Grundstück ab einer bestimmten Größe
besitzen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt alles
nicht!)

Der Höhepunkt aber ist: Man darf nur ein Sparguthaben
in Höhe von 2 600 Euro haben. Das ist weniger, als
selbst ein Hartz-IV-Beziehender haben darf. � Sie muss 
erst einmal das Geld ausgeben, bevor sie die Grund-
sicherung beantragen kann. Indiskutabel!

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb muss diese 70-jährige Frau bis an ihr Lebens-
ende in einem Minijob arbeiten, nicht, weil sie es so
klasse findet, sondern um überhaupt existieren zu
können.

436 000 Menschen beziehen Grundsicherung im
Alter. 925 000 Personen könnten sie beantragen, tun es
aber nicht. Zwei Drittel der Personen verzichten auf ih-
ren Rechtsanspruch, weil er so demütigend organisiert
ist.

Drittes Beispiel: die irrsinnige Lebenserwartung. Eine
Frau, die vor zehn Jahren im Alter von 35 Jahren einen
Riester-Rentenvertrag abschloss, muss knapp 80 Jahre
alt werden, bis sie als Rentnerin alle Beiträge wieder he-
rausbekommen hat. Wenn sie aber davon träumt, eine
kleine Rendite von 2,5 Prozent zu erhalten, dann muss
sie 90 Jahre alt werden. Wenn sie die dreiste Vorstellung
hat, eine Rendite von 5 Prozent zu bekommen, dann
muss sie 128 Jahre alt werden. Das erklären Sie einmal
den Leuten. Die Riester-Rente ist ein Hohn. Sie muss
überwunden werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Was hat damals Bundesminister Riester gesagt? Ich
zitiere:

Wir haben das Ziel, das Versorgungsniveau im
Alter insgesamt zu erhöhen. In Zukunft soll die ge-
setzliche Rente als Basis durch eine zusätzliche
Rente ergänzt werden.

So ein Mist ist bei alledem herausgekommen, um es ein-
mal deutlich zu sagen. Die Geringverdienenden �ries-
tern� sowieso nicht. Sie können es sich gar nicht leisten.

Zurück zur gesetzlichen Rente. Wer heute in Rente
geht und 40 Jahre ununterbrochen gearbeitet hat, nie
arbeitslos war, muss pro Stunde 10,80 Euro verdient
haben, um das Grundsicherungsniveau von 707 Euro zu
erreichen. Wenn er nur 35 Beitragsjahre hat, dann
müsste er durchschnittlich 13 Euro pro Stunde verdient
haben. Schauen Sie sich doch einmal die Realität in un-
serer Gesellschaft an! Wir laufen auf eine dramatische
Altersarmut zu.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]:
Genau so ist es!)

Die Grünen haben den Paradigmenwechsel immer
damit begründet, dass sie gesagt haben, sie wollten die
junge Generation schützen, damit sie nicht so hohe
Beiträge zahlen muss. Die damals Jungen gehen jetzt in
die Altersarmut.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: So ist
es!)

Wechseln Sie doch einmal Ihre Position! Nicht die
Demografieentwicklung ist entscheidend, sondern die
Produktivitätsentwicklung. Darauf müssen wir setzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben 3,3 Millionen Selbstständige, die über-
haupt keine Altersvorsorge haben. Was soll eigentlich
aus denen im Alter werden? Auch dazu machen Sie sich
keine Gedanken.

Wenn wir die Altersarmut wirksam bekämpfen wol-
len, brauchen wir gute Löhne, gute Arbeit und als Erstes
einen flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn von
10 Euro pro Stunde.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Bettina Hagedorn [SPD] � Dr. Heinrich L. 
Kolb [FDP]: Ich habe schon lange darauf ge-
wartet, dass das kommt!)

Wir müssen die ganze prekäre Beschäftigung, den Nie-
driglohnsektor, die Aufstockerei, die Leiharbeit, den
Missbrauch der Werkverträge und die befristete Be-
schäftigung endlich überwinden. Anders können wir die
Altersarmut nicht wirksam bekämpfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich muss der SPD einmal sagen � sonst bin ich ja 
nicht so kleinlich �: Sie sind nicht die Erfinderin des 
flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohns.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das war
wirklich eine harte Nummer!)

Das sind nun wirklich wir. Unseren Antrag vom
25. April 2002 haben Sie noch kategorisch abgelehnt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]:
So ist es!)

Ich finde es gut, dass Sie sich korrigieren; aber Sie könn-
ten es auch einmal erwähnen, wollte ich nur sagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Um darüber hinaus Altersarmut zu verhindern und die
Würde der Menschen im Alter zu wahren, damit sie den
Lebensstandard einigermaßen halten können, brauchen
wir folgende Schritte:
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Erstens. Das Rentenniveau muss wieder auf 53 Pro-
zent des Durchschnittseinkommens erhöht werden; an-
ders geht es nicht.

(Beifall bei der LINKEN � Ingrid Arndt-
Brauer [SPD]: Wer zahlt das denn?)

Zweitens. Die Kürzungsfaktoren, also Riesterfaktor,
Nachholfaktor und Nachhaltigkeitsfaktor, müssen gestri-
chen werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Drittens. Die Rente erst ab 67 Jahren muss zurück-
genommen werden. Das können wir heute hier entschei-
den. Ein entsprechender Antrag liegt vor.

(Beifall bei der LINKEN)

Viertens. 23 Jahre nach der deutschen Einheit muss
jetzt endlich einmal eine Rentenangleichung, eine An-
gleichung der Rentenwerte Ost an West, geschehen.

(Beifall bei der LINKEN � Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Unbedingt! Das ist
dringend überfällig!)

Es muss eine gleiche Rente für gleiche Lebensleistungen
geben. Ich verstehe nicht, dass Union und FDP dies erst
in den Koalitionsvertrag aufnehmen und es dann einfach
aufkündigen. Das ist für die ostdeutschen Rentnerinnen
und Rentner nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Lücken und Benachteiligungen bei der Rentenüber-
leitung müssen beseitigt werden.

Fünftens. Wir brauchen endlich eine Anrechnung der
Kindererziehungszeiten auch für Kinder, die vor 1992
geboren sind.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Erklären Sie doch einmal einem Kind, wieso es weniger
wert ist, nur weil es einen Monat früher geboren ist als
ein anderes Kind! Das ist nicht nachvollziehbar, um das
einmal ganz klar zu sagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch dazu liegt heute ein Antrag vor. Auch darüber kön-
nen wir namentlich entscheiden.

Weiter müssen die Abschläge auf Erwerbsminde-
rungsrenten gestrichen werden. Es müssen wieder Ren-
tenbeiträge für die Hartz-IV-Beziehenden eingeführt
werden. Da die Riester-Rente gescheitert ist, muss sie
auslaufen. Wir wollen jetzt die Möglichkeit schaffen,
dass Leute, die einen Riester-Rentenvertrag abgeschlos-
sen haben, alle Beiträge und die Zuschläge des Staates in
die gesetzliche Rente überführen können, ohne dass ih-
nen Kosten entstehen. Das wäre immerhin ein Ausweg.
Denken Sie einmal darüber nach!

(Beifall bei der LINKEN)

Des Weiteren brauchen wir Lösungen für die Selbst-
ständigen. Dazu haben wir Vorschläge unterbreitet.
Darüber hinaus brauchen wir in Deutschland eine solida-
rische Mindestrente von 1 050 Euro. Dann haben wir
auch keine Altersarmut.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt zu der Frage, wie wir das alles finanzieren
können; mich wundert, dass die SPD unseren Weg nicht
mitgeht.

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Das werden wir
Ihnen erklären!)

Wir müssen der neuen Generation sagen: Erstens. Alle
Erwerbstätigen müssen von sämtlichen Erwerbseinkom-
men einen Beitrag an die gesetzliche Rentenversiche-
rung zahlen, auch Abgeordnete, auch Rechtsanwälte,
auch Beamte.

(Beifall bei der LINKEN)

Beamte müssen dann allerdings einen Ausgleich erhal-
ten, damit sie nicht schlechtergestellt sind. Zweitens.
Wir müssen die Beitragsbemessungsgrenzen aufgeben.
Dann müssen die neuen Ackermänner, also die Acker-
männer der nächsten Generation, einen bestimmten
Prozentsatz von ihrem gesamten Einkommen in die ge-
setzliche Rentenversicherung einzahlen.

(Beifall bei der LINKEN � Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und bekommen dann höhere Renten!)

Der damit verbundene Rentenanstieg � das sehen auch 
wir � muss abgeflacht werden. Dies erlaubt auch das
Bundesverfassungsgericht.

Dann brauchen wir nicht mehr über Altersarmut zu
diskutieren, dann ist sie überwunden. Dann gilt endlich
der Grundsatz, der auch in der Schweiz gilt: Die Millio-
näre benötigen zwar keine gesetzliche Rente � das ist 
richtig �; aber die gesetzliche Rentenversicherung benö-
tigt die Millionäre. Genau das müssen wir durchsetzen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Als Letztes: Wir brauchen nicht weitere Kürzungen;
wir brauchen einen anderen Weg. Fassen Sie einmal
Mut! Lassen Sie uns alle gemeinsam

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Den So-
zialismus wagen! Sehr gute Idee! Nicht nur in
Italien gibt es Clowns!)

etwas für die Rentnerinnen und Rentner der Zukunft in
diesem Lande tun!

Danke schön.

(Anhaltender Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Bevor Frau von der Leyen für die Bundesregierung
das Wort erhält, möchte ich das von den Schriftführerin-
nen und Schriftführern ermittelte Ergebnis der nament-
lichen Abstimmung über den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes
bekannt geben: abgegebene Stimmen 539. Mit Ja haben
gestimmt 293, mit Nein haben gestimmt 243, enthalten
haben sich 3 Kolleginnen und Kollegen. Damit ist der
Gesetzentwurf angenommen.
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Endgültiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen: 539;

davon

ja: 293

nein: 243

enthalten: 3
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Gudrun Kopp
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Hans-Ulrich Klose

Nun hat die Frau Bundesministerin das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Ursula von der Leyen, Bundesministerin für
Arbeit und Soziales:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Gysi,
kein einziges Ihrer Worte kann ich im Grundsatz unter-
schreiben. Aber in einem Punkt haben Sie recht: bei der
von ihnen genannten Höhe der Stundenlöhne, die not-
wendig ist, um in Zukunft � im Jahr 2030, 2035, 2040 � 
eine Rente über Grundsicherungsniveau zu erreichen.
Bei 35 Beitragsjahren benötigt man hierfür einen Stun-
denlohn von gut 13 Euro. Das ist Fakt; das ist richtig.

Die Konsequenzen, die wir daraus ziehen, sind aber
völlig andere. Das Sinken des Rentenniveaus war wegen
der demografischen Entwicklung nötig.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Schon
mal falsch!)

Ihr Vorschlag, das Rentenniveau zu steigern, bedeutet ja:
Alle Renten gehen rauf, auch die mittleren und die
hohen Renten.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir
wollen auch den Lebensstandard sichern und
nicht nur Altersarmut vermeiden!)

Ein Rentenniveau von 53 Prozent verursacht allein 2030
Zusatzlasten in Höhe von 40 Milliarden Euro für die
junge Generation. Das ist typisch für Sie. Sie sagen:
Nach mir die Sintflut; Hauptsache, ich habe meine
Schäfchen im Trockenen. � Das können wir den jungen 
Leuten nicht zumuten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist
doch kompletter Unsinn! � Dr. Dagmar 
Enkelmann [DIE LINKE]: So ein Quatsch!)

Ich komme zur zweiten Lösung, die die Linke anbie-
tet. Ich habe eben gehört und habe es mir aufgeschrie-
ben, dass Sie gefordert haben: gleiche Rente für gleiche
Lebensleistung. In Ihren Papieren steht aber: 900 Euro
Rente für alle, ganz egal, ob man einen einzigen Tag ge-
arbeitet hat oder 40 Jahre lang.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nein,
das steht da nicht drin! � Dr. Dagmar 

Enkelmann [DIE LINKE]: Dann haben Sie
den Antrag nicht gelesen!)

Das ist Ihre Vorstellung von Leistung. Ich weiß, dass Ih-
nen Leistung schon immer suspekt gewesen ist; aber das
ist nicht unsere Vorstellung. Leistung muss sich auch
lohnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Warum führen wir heute diese Debatte? � Wir führen 
heute diese Debatte, weil wir zurückblickend sagen müs-
sen: Man muss den Leuten erklären, was am Schluss bei
den notwendigen Reformen, die umgesetzt wurden, tat-
sächlich herauskommt. Vor mehr als zehn Jahren ist die
Rente von Rot-Grün reformiert worden. Sie haben das
Rentenniveau abgesenkt bzw. lassen es langsam sinken.
Dies verbirgt sich hinter Worten wie �Nachhaltigkeits-
faktor� und �Riester-Treppe�. Sie haben die private Vor-
sorge als freiwillige Säule der Altersvorsorge eingeführt.
Sie haben der Versicherungswirtschaft das Produkt der
Riester-Rente gegeben. Sie haben einige Jahre später die
Hartz-Reformen umgesetzt und den Niedriglohnsektor
ausgebaut. Auch das ist richtig; denn es ist besser, man
hat Arbeit, als dass man arbeitslos ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Sie haben aber Folgendes nicht bedacht: Die Kombi-
nation der beiden Dinge, das Sinken des Niveaus der ge-
setzlichen Rente und der Ausbau des Niedriglohnsek-
tors, führt, wenn wir nichts machen, dazu, dass
Geringverdiener keine Chance haben, am Ende des
Tages eine auskömmliche Rente über Grundsicherungs-
niveau zu erhalten.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Sie
haben doch nichts gemacht! Wer regiert
denn?)

Es bedurfte der schwarz-gelben Bundesregierung, um
diese Gerechtigkeitslücke aufzudecken, und wir werden
da etwas ändern, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben doch nichts gemacht! � 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Warme Worte! � 
Ulrich Kelber [SPD]: Talking is cheap!)
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Das Interessante ist, dass außer der Linken alle
� SPD, Grüne, Union, FDP � Modelle vorgelegt haben, 
die eine Ähnlichkeit aufweisen. Das zeigt, dass die Dia-
gnose, die ich gerade gestellt habe, stimmt. Wenn Sie
sich die Lebensleistungsrente anschauen,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Welche Lebensleis-
tungsrente?)

wenn Sie sich die Solidarrente anschauen, wenn Sie sich
die Garantierente anschauen, dann erkennen Sie, dass
die Konzepte in den Grundzügen übereinstimmen: Sie
folgen dem Grundprinzip der Rente nach Mindest-
entgeltpunkten. Es geht in den Konzepten um ein Auf-
werten der kleinen Renten langjähriger Beitragszahler,
damit sie am Ende des Tages nicht zum Grundsiche-
rungsamt gehen müssen � das Ganze steuerfinanziert 
und bis zu einem Niveau von maximal 30 Entgeltpunk-
ten, was zurzeit knapp 850 Euro entspricht. Das steht in
den drei Konzepten.

Im Detail der Zugangsmöglichkeiten liegt vor allem
der Unterschied, und ich glaube, es lohnt sich, darüber
zu diskutieren: Die Grünen fordern, schon nach 30 Ver-
sicherungsjahren Zugang zur Garantierente zu haben. Ist
es wirklich Ihr Ernst, dass man nicht einmal 10 Jahre
Beiträge als Erwerbstätiger zahlen muss, aber daraus be-
reits eine Garantierente für 10, 15, 20 oder 25 Jahre be-
ziehen kann? � Ich glaube, Generationengerechtigkeit 
sieht anders aus.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Bei der SPD ist es besser. Da sind 30 Beitragsjahre
und 40 Versicherungsjahre gefordert. Aber die SPD ver-
zichtet darauf, eine Einkommensprüfung durchzuführen.
Das heißt: Sie stocken einem Vermögenden, der von sei-
nen Zinsen im Alter sehr gut leben kann und sich außer-
dem eine kleine gesetzliche Rente erarbeitet hat, tatsäch-
lich die Rente auf. Gleichzeitig nehmen Sie aber den
Facharbeitern mehr Steuern ab, denn es soll ja steuer-
finanziert sein. Auch das ist eine Mogelpackung, die
man so nicht wirklich umsetzen kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Wir wollen die Lebensleistungsrente. Da gilt das glei-
che Prinzip: Aufstockung bei Geringverdienern, die
jahrzehntelang � wir legen 40 Beitragsjahre zugrunde � 
eingezahlt haben. Ja, die Lebensleistungsrente wird ei-
nem nicht geschenkt. Erst nach 40 Jahren Beitragszah-
lung findet eine Aufstockung der Rente durch die Le-
bensleistungsrente statt. Aber vor dem Hintergrund der
Generationengerechtigkeit und der Tatsache, dass wir in-
zwischen eine sehr viel längere Lebenserwartung haben,
dass die Babyboomer zahlreich in Rente gehen werden
und dass unsere Kinder das alles finanzieren müssen, ist
das meines Erachtens ausgewogen. Da ist Solidarität mit
Generationengerechtigkeit, die eine verantwortungsvolle
Reform berücksichtigen sollte, verknüpft.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Frau Kollegin von der Leyen, würden Sie eine Zwi-

schenfrage des Kollegen Birkwald von den Linken ak-
zeptieren?

Dr. Ursula von der Leyen, Bundesministerin für
Arbeit und Soziales:

Ja.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Bitte schön.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. Vielen Dank, Frau

Ministerin, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. Ich
danke Ihnen auch dafür, dass Sie gerade mitgeteilt ha-
ben, dass die Konzepte von SPD und von den Grünen
sowie auch das Ihrige sehr ähnlich sind. Es geht bei Ih-
nen allen um 850 Euro. Sie müssten aber dazusagen:
brutto. Und das sind dann 764 Euro netto. Bei einer
durchschnittlichen Grundsicherung im Alter von 707
Euro sind das noch nicht einmal 60 Euro mehr. Und für
das, was Sie ganz zynisch Lebensleistungsrente nennen
und die anderen Garantierente oder Solidarrente, sollen
die Leute dann auch noch 30 Beitragsjahre und später
35, 40 oder 45 Versicherungsjahre vorweisen und oben-
drein auch noch privat vorsorgen, bevor sie sie bekom-
men. � Das sind alles Armutsrenten, egal wie sie heißen. 
Wir brauchen vielmehr eine Nettorente, die oberhalb der
Armutsrisikogrenze liegt, um Altersarmut zu verhindern.

Deswegen haben wir vorgeschlagen, mit 900 Euro
einzusteigen und das auf 1 050 Euro zu steigern. Wie
finden Sie diesen Vorschlag, um Armut wirklich bei al-
len zu verhindern und nicht im Alter die Menschen in
würdige und unwürdige Alte aufzuspalten?

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Ursula von der Leyen, Bundesministerin für
Arbeit und Soziales:

Sie haben übersehen, dass wir nach wie vor gemein-
sam die Vorstellung haben, dass ein generationengerech-
tes, aber auch demografiefestes Rentensystem zwei Säu-
len hat. Das ist einerseits die umlagefinanzierte Rente
und andererseits die private Vorsorge, zum Beispiel Be-
triebs- oder Riester-Renten.

Deshalb sagen wir: Es gibt in der Umlage die Lebens-
leistungsrente mit 30 Entgeltpunkten. Das sind zurzeit
knapp 850 Euro. Dieser Betrag steigt, wenn die Renten
insgesamt steigen. Zusätzlich kann man das, was man
privat vorgesorgt hat � also zum Beispiel die Betriebs-
rente oder die Riester-Rente �, ohne Abschlag behalten, 
ohne dass es angerechnet wird. Das hebt die Rente über
den Grenzbetrag der Grundsicherung. Und das bringt
den Menschen, die lebenslang gearbeitet und ihren Bei-
trag geleistet haben, eine auskömmliche Rente.

Was ich an Ihrem Konzept nicht schätze, sind die
900 Euro für jeden, ganz egal, ob man sein Leben lang
Balalaika vor der Friedenskirche gespielt oder aber
40 Jahre eingezahlt hat.
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(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nicht
für jeden! Wir wollen keine Grundrente! � 
Weitere Zurufe von der LINKEN)

Sie schalten alle Leute gleich.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Ist ja
Quatsch! Lesen Sie den Antrag! Beschäftigen
Sie sich damit!)

Das ist aber das Prinzip, das Sie immer verfolgen. Das
kennen wir von Ihnen. Das lehnen wir aber ab.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Wir debattieren heute natürlich auch � das kam schon 
bei Herrn Gysi vor �, dass die Rente immer ein Spiegel 
des Erwerbslebens ist. Das ist richtig. Deshalb ist es
auch gut, dass wir in dieser Legislaturperiode dafür ge-
sorgt haben, dass es inzwischen zwölf branchenspezifi-
sche Mindestlöhne gibt, dass wir die Zeitarbeit reguliert
und damit sozialer gemacht haben. Wir haben also genau
die Arbeitsverhältnisse besser geregelt, bei denen man
aufpassen muss, dass sie nicht prekär werden.

Ich möchte noch auf zwei Punkte eingehen, die mir
wichtig sind. Diejenigen, die in dieser Situation der Ren-
tenversicherung in Verbindung mit dem Niedriglohnsek-
tor am stärksten in die Gerechtigkeitsfalle geraten, sind
vor allem Frauen, die Kinder erzogen haben.

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Dann tun Sie was
dafür! Tun Sie etwas für die Frauen!)

Deshalb sieht unser Konzept die Variante vor:

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Welches Konzept? Es
gibt kein Konzept!)

Wenn Kindererziehungszeiten oder Pflegezeiten vorge-
wiesen werden können, dann wird nicht um 50 Prozent,
sondern um 150 Prozent aufgewertet.

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Was sagt denn die
Familienministerin zu dem Konzept?)

Das betrifft genau die Frauen, deren Kinder in der Ver-
gangenheit Teilzeitschulen und Teilzeitkindergärten be-
sucht haben. Der Rest der Welt hat ja Ganztagsschulen
und Ganztagskindergärten,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

in Deutschland gab es vor allem Teilzeit. Ich stimme Ih-
nen allerdings zu, wenn Sie sagen: Das sind die Frauen,
die durch das Recht auf Teilzeit überhaupt eine Chance
erhalten haben, am Erwerbsleben teilzunehmen.

Mit Blick auf die Zukunft müssen wir dafür sorgen,
dass es im Erwerbsleben auch das Rückkehrrecht in
Vollzeitbeschäftigung gibt.

(Beifall der Abg. Ingrid Fischbach [CDU/
CSU])

Im Bereich Teilzeit ist es oft so: einmal Teilzeit, immer
Teilzeit, Sackgasse, Abstellgleis, die Frauen kommen da
nicht mehr raus. Deshalb möchte ich den Vorschlag un-

terbreiten, das Rückkehrrecht auf Vollzeitbeschäftigung
im Teilzeitrecht einzuführen.

(Ulrich Kelber [SPD]: Ist das schon wieder so?
Immer Vorschläge! Dann kommt nie etwas aus
der Koalition! � Dr. Wolfgang Strengmann-
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was
sagt die Koalition dazu? Ist das wieder so ein
Vorschlag, den niemand mag?)

Arbeitgeber und Beschäftigte sollen, wenn sie Teilzeit
verabreden, gleichzeitig planen, wann wieder eine Voll-
zeitbeschäftigung aufgenommen werden kann, wann der
Weg zurück in die Vollzeitbeschäftigung möglich ist.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN], an den Abg.
Dr. Heinrich L. Kolb [FDP] gewandt: Was
sagen Sie dazu, Herr Kolb? Finden Sie das
richtig?)

Das lohnt sich für beide Seiten. Das sorgt für Planungs-
sicherheit und Verlässlichkeit. Vor allem erhalten die
Frauen die Chance, auch in Teilzeitarbeit in die Karriere
zu investieren.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ankündigungsminis-
terin! � Ulrich Kelber [SPD]: Sie machen Frau
Aigner Konkurrenz!)

Dadurch könnte Teilzeit auch für Männer interessanter
werden. Daran wollen wir arbeiten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Mein zweiter und letzter Punkt: Mindestlöhne. Die
entsprechende Debatte dazu findet heute im Bundesrat
statt. Die Einführung eines Mindestlohns ist meiner Mei-
nung nach notwendig, aber er wird das Problem bei der
Rente nicht lösen.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: Das
ist richtig!)

Ein Mindestlohn von 8,50 Euro � das ist der Vorschlag 
von SPD und Grünen � wird das Problem nicht lösen. 
Auch ein Mindestlohn von 10 Euro � der Vorschlag der 
Linken � wird das Problem nicht lösen. Es ist gut, dass 
die Arbeitslosenquote so gering ist, es ist gut, dass wir
Rekordbeschäftigung haben. Auch der Mindestlohn
hilft, aber er wird das Problem bei der Rente nicht lösen.

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Und die Lohn-
untergrenze auch nicht!)

Trotzdem bin ich der Meinung, dass wir einen Mindest-
lohn brauchen.

Nach unserer Auffassung sollten wir eine Kommis-
sion einsetzen,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Unser Vorschlag! � 
Ulrich Kelber [SPD]: Wer ist �wir�, Frau von 
der Leyen? Sie reden hier für die Bundesregie-
rung! Die hat keine Meinung dazu!)
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in der Arbeitgeber und Gewerkschaften einen Mindest-
lohn aushandeln, und zwar ohne Vorgaben. Sie wollen
Tarifautonomie, aber gleichzeitig sagen Sie den Tarif-
partnern: Wir trauen euch nicht zu, dass ihr das schafft,
deshalb führen wir einen Mindestlohn von 8,50 Euro
oder einen flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn
ein. Wenn Sie daran festhalten, sind wir nicht bei Ihnen.

Wir sind der Meinung, Tarifautonomie ist ein kostba-
res Gut. Wir wollen Arbeitgeber und Gewerkschaften in
die Lage versetzen, einen Mindestlohn auszuhandeln.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo ist denn der Ge-
setzentwurf? � Ulrich Kelber [SPD]: Wo ist 
denn der Gesetzentwurf? Legen Sie den Ge-
setzentwurf endlich einmal vor! Alles eine
Nullnummer!)

Wir wollen deshalb eine Kommission, die den Mindest-
lohn aushandelt. Das ist unser Vorschlag. Damit wollen
wir uns durchsetzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Zu einer Kurzintervention erteile ich das Wort dem

Kollegen Matthias Birkwald von der Fraktion Die Linke.

(Zurufe von Abgeordneten der CDU/CSU)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):
Frau Ministerin von der Leyen, Sie haben eben wie-

derholt falsche Informationen über die Position der Lin-
ken gegeben. Deswegen möchte ich Ihnen hier klar und
deutlich sagen: Die Linke ist gegen eine Grundrente, und
die Linke ist auch gegen eine Einheitsrente.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Aber Ihre
Vorschläge sind so!)

Wir haben nicht gefordert, jedem oder jeder eine Min-
destrente in einer bestimmten Höhe zu zahlen.

Unser Konzept einer Mindestrente sorgt dafür, dass
niemand in Armut fällt. Wir wollen vor allen Dingen die
Sicherung des Lebensstandards durch die Rente wieder-
herstellen. Das heißt, wir wollen gute Arbeit, gute
Löhne, die dann für eine gute Rente sorgen. Das bedeu-
tet, wir wünschen uns eine Gesellschaft, in der möglichst
niemand auf eine solidarische Mindestrente � oder wie 
immer man das nennen will � angewiesen ist. Diejeni-
gen, die darauf angewiesen sind, sollten nur einen mög-
lichst kleinen Zuschlag benötigen; denn wir wollen, dass
sich alle Menschen mit ihrer eigenen Hände oder Köpfe
Arbeit einen Rentenanspruch im Äquivalenzsystem �ge-
setzliche Rentenversicherung� erarbeiten können.

Lassen Sie mich deshalb deutlich sagen: Unser Kon-
zept für eine solidarische Mindestrente ist einkommens-
und vermögensgeprüft. Es geht darum, dass niemand im
Alter in Armut leben muss. Alle anderen Konzepte, die
auf dem Tisch liegen, lassen die Menschen in der Armut.
Sie spalten die Gruppe der Alten in diejenigen, die ein-
gezahlt haben und 10 oder 15 Euro über dem Niveau der

jetzt sogenannten Grundsicherung im Alter liegen, und
in diejenigen, die noch nicht einmal das bekommen. Wir
möchten, dass Art. 1 des Grundgesetzes: �Die Würde 
des Menschen ist unantastbar�, in unserem Land auch 
für die Menschen über 65 gilt.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Wollen Sie antworten?

Dr. Ursula von der Leyen, Bundesministerin für
Arbeit und Soziales:

Gerne. Ganz kurz.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Bitte schön, Frau von der Leyen.

Dr. Ursula von der Leyen, Bundesministerin für
Arbeit und Soziales:

Herr Birkwald, das, was Sie gerade vorgetragen ha-
ben, ist entlarvend. Zuerst haben Sie gesagt: Bei uns gibt
es Differenzierungen und man erhält nicht ohne Vorleis-
tungen 900 Euro. Aber dann wurden Ihre Äußerungen
total schwammig. Ich habe nichts von Versicherungs-
jahren gehört. Ich habe auch nichts von Beitragsjahren
gehört. Ich habe nichts von einem Deckel gehört.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Al-
les!)

Ich habe nur gehört: Wir wollen, dass im Prinzip alle im
Alter eine Rente erhalten. Genau das ist unser Vorwurf,
nämlich dass Sie eine Rente für alle unabhängig von der
Vorleistung versprechen.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: So ist es! � 
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Dann
müssen Sie lesen und hören!)

Finanzieren kann man das sowieso nicht. Sie müssten
dann den Jungen sagen, dass sie das alles zusammentra-
gen sollen. Unser Vorwurf an Sie lautet also, dass Sie das
nebulös in den Raum stellen, aber nicht konkret werden,
nicht einmal in einer Kurzintervention. Damit kommen
Sie nicht durch.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Dr. Barbara Höll [DIE LINKE]: Das steht alles
drin! � Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: 
Da sollten Sie einmal besser zuhören!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Jetzt hat die Kollegin Petra Hinz von der SPD-Frak-

tion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Petra Hinz (Essen) (SPD):
Guten Morgen, Herr Präsident! Liebe Kolleginnen

und Kollegen! Frau von der Leyen, Sie sprachen von
�aufdecken�, davon, uns einen Spiegel vorzuhalten, und 
sagten, wir sollten tun. Was meinen Sie damit? Sie sind
doch in der Regierung und kein anderer. Sie haben drei-
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einhalb Jahre lang nichts getan. � Doch, Sie haben etwas 
getan: Sie haben angekündigt. Erinnern wir uns an den
Armuts- und Reichtumsbericht. Was haben wir gelernt?
Der Armuts- und Reichtumsbericht ist nicht verändert,
manipuliert worden, nein, er hat eine redaktionelle Er-
gänzung aus einem anderen Ressort erfahren. Ich muss
Ihnen schon sagen: Mehr als anzukündigen und aufzude-
cken haben Sie in der Tat nicht getan. Da Sie den Men-
schen einen Spiegel vorhalten wollten, wollen auch wir
Ihnen einen Spiegel vorhalten: Diese Regierungsleis-
tung, das, was Sie hier auf den Tisch gelegt haben, war
mehr als ungenügend.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg.
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich möchte zur Frage des Mindestlohns Folgendes
deutlich sagen: Reden Sie doch einmal über das, was Sie
möchten. Sie möchten eine Lohnuntergrenze; das ist et-
was ganz anderes. Wir wollen einen Mindestlohn von
mindestens 8,50 Euro haben.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Der Mindest-
Mindestlohn!)

Darüber wird heute zeitgleich im Bundesrat beraten.

Also, liebe Frau von der Leyen: Reden Sie nicht!
Handeln Sie! Sie hatten die Zeit. Sie haben die Chance
vertan. Sie haben nichts getan, weder für die Frauen
noch für die jetzige Rentnergeneration noch für die zu-
künftigen Rentnergenerationen.

Wie haben Sie sich am Arbeitsmarkt verhalten? Sie
haben nichts getan, damit Menschen eine Chance erhal-
ten, auf den Arbeitsmarkt zurückzukehren. Im Gegen-
teil: Sie haben die Gelder für entsprechende Maßnahmen
gekürzt, und zwar ganz massiv, um 40 Milliarden Euro.
Das sind die Dinge, die Sie auf den Weg gebracht haben.

Es geht heute aber auch um die Forderung der Linken,
die Risiken der Riester-Rente offenzulegen, bzw. den
Antrag der Linken mit dem Titel �Riester-Förderung in 
die gesetzliche Rente überführen�. Meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen von den Linken, ich denke, Sie
können uns nicht absprechen, dass wir genau wie Sie
möchten, dass jeder sein Lebensmodell leben kann, dass
jeder ein auskömmliches Gehalt bzw. einen auskömmli-
chen Lohn bekommt und dass jeder im Alter von seiner
Rente leben kann.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Das
Gegenteil davon haben Sie gemacht!)

Ich bitte Sie, endlich einmal davon Abstand zu nehmen,
hier etwas aufzubauschen, was nicht stimmt.

Ich möchte das an einem Beispiel deutlich machen:
Wir fordern einen Mindestlohn von 8,50 Euro. Was sa-
gen Sie jetzt? Mindestens 10 Euro! In Ihrem Antrag
steht, dass das Rentenniveau auf 73 Prozent festge-
schrieben werden muss.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 53 Pro-
zent!)

� Entschuldigung, 53 Prozent. � Meine Frage lautet: Wa-
rum nicht 55 Prozent? Warum nicht 60 Prozent?

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das
kann ich Ihnen erklären!)

Wir zum Beispiel sagen in unserem Rentenkonzept:
Mindestens 50 Prozent, und da soll gedeckelt werden; da
wollen wir hin. Warum fordern Sie jetzt 53 Prozent?

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE]: Weil 53 Prozent das Niveau waren,
als Sie angefangen haben, das mit Riester ab-
zusenken!)

Ist diese Strategie nicht ein bisschen durchsichtig?

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Aber
deutlich mehr, als Sie wollen!)

Zum Thema Riestern. Sie fordern, dass diese Förde-
rung in die gesetzliche Altersvorsorge zurück überführt
wird. Ich möchte die Rechnung, die Sie hier immer ver-
schweigen, weil Sie hier zwar viele Dinge ansprechen,
aber nicht konkret werden, einmal aufmachen: Wir hat-
ten � das belegen die offiziellen Statistiken � Mitte 2012 
rund 20,6 Millionen Rentner

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das
stimmt!)

und 34 Millionen Erwerbstätige, die dementsprechend in
die Rentenkasse eingezahlt haben.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nur so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigte zahlen
ein!)

Rechnen wir das einmal durch � ein Schreiben dazu 
haben wir vom Staatssekretär erhalten �: Bei den 
Riester-Verträgen sind im Augenblick maximal
2 100 Euro anrechenbar, die also jetzt angespart werden.
Rechnet man die steuerliche Förderung bzw. die, wie wir
sie nennen, Steuermindereinnahmen � rund 600 Millio-
nen Euro � auf jeden einzelnen Rentner um, so macht 
das für jeden 30 Euro im Jahr aus. Das sind im Monat
2,50 Euro. Dafür hat Herr Gysi hier gerade so einen lan-
gen Bericht abgegeben! 2,50 Euro sind sicherlich viel
Geld für eine Rentnerin oder einen Rentner, die bzw. der
mit 500 Euro auskommen muss. Aber nennen Sie doch
einmal die tatsächlichen Nettozahlen, was unterm Strich
jeder einzelne Punkt, den Sie fordern, für die Rentnerin
oder den Rentner ausmacht!

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Machen
Sie das doch einmal bei Riester!)

Aber die Steuervorteile für die jungen Familien, für
die, bei denen Kinderzuschläge und all das zu berück-
sichtigen sind, nennen Sie nicht. Denn das wollen Sie
letzten Endes aufgeben. Sagen Sie den jungen Familien,
was Sie ihnen unterm Strich an Leistungen streichen
wollen! Alles andere ist de facto unehrlich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Dr. Dagmar Enkelmann [DIE 
LINKE]: 16 Milliarden Euro aus dem Bundes-
haushalt! � Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: 16 Milliarden Euro Bundeszu-
schuss!)
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Ich wiederhole es: Die Förderleistung im Rahmen
von Steuermindereinnahmen beträgt nach dem Schrei-
ben des Finanzministeriums 600 Millionen Euro. Dies
macht pro Rentner aufs Jahr umgerechnet 30 Euro bzw.
2,50 Euro im Monat aus. Darüber reden wir.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Nein,
wir reden über 16 Milliarden Euro!)

Wir können darüber reden � da gebe ich Ihnen recht �,
dass die Koalition sich bei der Nachbesserung im Rah-
men des Altersvorsorgegesetzes leider ausschließlich auf
die Rürup-Rente, den Wohn-Riester und dergleichen
konzentriert und es versäumt hat, die Riester-Rente stär-
ker zu fördern. Davon wären nämlich zwischen 15 und
16 Millionen Verträge betroffen gewesen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ver-
träge, nicht Personen!)

� Das habe ich gesagt. � Durch eine solche Verstärkung 
der Förderung hätten wir die dritte Säule, das dritte
Standbein der Altersvorsorge stützen können.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Und
was ist mit denen, die nicht riestern?)

Ich gebe Ihnen aber recht: Zu einem schlüssigen Ren-
tenkonzept gehört wesentlich mehr, und zwar auch die
Bekämpfung der Armut von Erwerbstätigen, also im
Umkehrschluss faire und gerechte Löhne.

(Beifall bei der SPD � Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Richtig!)

Wenn wir uns darum bemühen, sollten Sie aber nicht
� was Sie immer wieder tun � populistisch Halbwahrhei-
ten aussprechen. Wenn wir hier einen großen Konsens
bekommen können � flächendeckender Mindestlohn von 
8,50 Euro �: Warum stimmen Sie dem nicht zu? Warum 
wollen Sie dann noch eine Kelle drauflegen und fordern
10 Euro?

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sie wis-
sen doch noch gar nicht, ob wir da zustim-
men!)

Angenommen, wir sagen: 10 Euro. Dann sagen Sie
schlussendlich: 11 Euro.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Das ist genau
das Spiel, Frau Kollegin Hinz! So wollen die
das spielen!)

Das ist Ihre Strategie. Seien wir doch einmal ehrlich!

(Jens Ackermann [FDP]: 15 Euro! � Weiterer 
Zuruf von der FDP: 15,70 Euro!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Frau Kollegin Hinz, erlauben Sie eine Zwischenfrage

des Kollegen Ernst von der Linken?

(Jens Ackermann [FDP]: 15 Euro und einen
Porsche für jeden!)

Petra Hinz (Essen) (SPD):
Ja, gerne.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Bitte schön, Herr Ernst.

Klaus Ernst (DIE LINKE):

Frau Kollegin, danke, dass Sie die Zwischenfrage und
die Bemerkung zulassen.

Sind Sie erstens bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass
die 10 Euro, die wir fordern, im Gegensatz zu den
8,50 Euro, die Sie fordern, dazu führen würden, dass die
Rente, die ein zu diesem Stundenlohn Beschäftigter bis
an sein Lebensende kriegt, tatsächlich über dem Niveau
der Grundsicherung liegen würde? Bei Ihrem Konzept
würde sie darunter liegen.

Sind Sie zweitens bereit, zur Kenntnis zu nehmen,
dass wir schon einmal ein Rentensicherungsniveau von
53 Prozent hatten � Sie haben ja gefragt, woher unsere 
53 Prozent kommen � und dass diese 53 Prozent insbe-
sondere durch die Maßnahmen der rot-grünen Regierung
drastisch abgesenkt wurden, was bis zum Jahr 2030
letztendlich zu einer Kürzung um 10 Prozent führen
könnte? Sind Sie deshalb auch bereit, zur Kenntnis zu
nehmen, dass wir, wenn wir ein Rentensicherungsniveau
von 53 Prozent in die Welt setzen, damit eigentlich nur
wieder auf das alte Niveau zurückgehen, das unter einer
früheren Regierung, unter Blüm, einmal üblich war?

(Beifall bei der LINKEN � Dr. Dagmar 
Enkelmann [DIE LINKE]: Sozusagen eine
Mindestforderung!)

Petra Hinz (Essen) (SPD):

Danke, Herr Ernst, für Ihre Frage bzw. Ihren Kom-
mentar.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]:
Danke für Ihre Aufklärung!)

Ich nähme gerne zur Kenntnis, dass ich recht habe.
Wenn wir hier gemeinsam einen flächendeckenden Min-
destlohn von mindestens � ich sage: mindestens � 
8,50 Euro beschließen würden, dann würden wir ge-
meinsam etwas auf den Weg bringen. Ihre permanente
Verhinderungstaktik,

(Widerspruch bei der LINKEN � Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Sie haben doch hier
im Bundestag dagegen gestimmt! � 
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Wie
bitte? Sie haben doch immer dagegen ge-
stimmt! Sie haben abgelehnt!)

immer etwas mehr zu fordern, statt einen Konsens für
die Menschen, für die Rentnerinnen und Rentner und für
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, zu finden,
nehme ich zur Kenntnis. Mögen Sie zur Kenntnis neh-
men, dass wir Sie einladen, unser Rentenkonzept mit auf
den Weg zu bringen, um etwas für die Menschen drau-
ßen zu tun!

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Darüber
können wir verhandeln!)
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Würden Sie auch eine Zwischenfrage der Kollegin

Golze entgegennehmen?

Petra Hinz (Essen) (SPD):
Ja, gerne. Natürlich.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Bitte schön.

(Jens Ackermann [FDP]: Kann man die Zwi-
schenfragen vielleicht zusammenfassen?)

� Ich sage aber: Das war jetzt auch die letzte Zwischen-
frage, die ich zulasse.

Diana Golze (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident, dass Sie die Zwischen-

frage zulassen, und vielen Dank, Frau Kollegin, dass
auch Sie dies tun. � Ich möchte Sie einfach nur fragen,
ob Sie bereit sind, zur Kenntnis zu nehmen, dass es ge-
rade heute im Bundesrat eine Abstimmung über einen
flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn gibt, dem
auch das Bundesland Brandenburg � bekanntlich regiert 
von SPD und Linken � zustimmen wird, weil wir natür-
lich einen flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn
gemeinsam durchsetzen wollen. Aber wir wollen eben
nicht bei 8,50 Euro aufhören, sondern sagen gleich, in
welche Richtung es gehen soll.

Natürlich ist die Linke für einen flächendeckenden
gesetzlichen Mindestlohn, und dies nicht erst seit heute,
wie mein Kollege Gysi vorhin bereits ausgeführt hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Petra Hinz (Essen) (SPD):
Vielen Dank. Auch ich habe hier gerade bereits deut-

lich gemacht, dass zeitgleich im Bundesrat das Thema
�flächendeckender Mindestlohn� beraten wird. Insofern 
habe ich es zur Kenntnis genommen. Ich nehme es gerne
noch einmal zur Kenntnis. Ferner nehme ich gerne zur
Kenntnis, dass Sie in der Koalition in Brandenburg unse-
rem Vorschlag im Bundesrat zustimmen werden, dass
wir also die Einführung eines gemeinsamen flächende-
ckenden Mindestlohns beschließen werden. Wenn ich es
heute Morgen richtig verstanden habe, soll eine Kom-
mission eingesetzt werden,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das
steht auch in unseren Anträgen lange drin!)

die den Betrag entsprechend festlegt. Ich habe das alles
zur Kenntnis genommen.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Ist ja
gut, dass Sie das endlich zur Kenntnis neh-

men!)

Ich freue mich, dass Sie mir die Gelegenheit geben, hier
noch einmal zu sagen, dass wir heute aufgrund der
Mehrheit der sozialdemokratisch geführten Länder in
unterschiedlichen Koalitionen die Chance haben, im
Bundesrat die Einführung eines Mindestlohns gemein-
sam zu beschließen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD � 
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Hätten
wir schon längst haben können, wenn Sie nicht
blockiert hätten!)

Insofern ganz herzlichen Dank für Ihre Zwischenfrage.
Ich habe es zur Kenntnis genommen.

Zur Sicherung des Auskommens im Alter gehört we-
sentlich mehr. Das beginnt bereits bei der Bildung und
geht weiter bei der Ausbildung. Danach muss man auch
einen Arbeitsvertrag bekommen, nicht nur permanent
befristete Verträge, nicht nur Praktikastellen, sondern
tatsächlich vernünftige Arbeitsverhältnisse.

Ich fand es bezeichnend, dass Herr Blüm Familienmi-
nisterin Schröder in einer Talkshow am Sonntag ein �un-
genügend� in ihr Zeugnis, um einmal in dieser Sprache 
zu bleiben, geschrieben hat. Er hat ganz klar gesagt, dass
diese Regierung nichts getan hat. Sie hat weder das Pro-
blem der befristeten Verträge gelöst, noch ist sie das
Thema der Praktika angegangen noch das Thema Frau-
enförderung, und noch hat sie dafür gesorgt, dass für
gleiche Arbeit gleich viel Geld gezahlt wird. Dies alles
hat Norbert Blüm in dieser Sendung gesagt. Wer ist in
der Verantwortung? Sie sind in der Verantwortung.

(Jens Ackermann [FDP]: Sie gucken zu viel
Fernsehen!)

Damit hat er Ihnen ganz klar gesagt, dass Sie eine fehl-
geleitete Politik machen.

Wir stehen für eine Solidarrente.

(Zuruf von der FDP: Und für Steuern!)

Wir stehen dafür, dass die Brücke ins Rentenalter ausge-
baut werden soll. Auch die Frage des Rentenniveaus und
die Frage der Beitragsentwicklung sind wir in unserem
Rentenkonzept angegangen. Seien wir doch einmal ehr-
lich. Was hat die Bundesregierung zuletzt gemacht? Sie
hat den Beitrag von 19,6 auf 18,9 Prozent gesenkt.

(Jens Ackermann [FDP]: Bravo!)

Das ist zwar kurzfristig wunderbar � jeder Arbeitnehmer 
freut sich darüber �, aber langfristig ist das für unsere 
Rentenkassen eine absolut fehlgeleitete Politik.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Ich kann Ihnen nur sagen, Frau von der Leyen: Alles,
was Sie bisher auf den Weg gebracht haben, waren An-
kündigungen. Ihre eigenen Kabinettskollegen haben alle
Maßnahmen wieder eingestampft. Von der Quote ist nur
noch eine Flexiquote übrig geblieben. Von den geplanten
Maßnahmen zur besseren Teilhabe von Frauen ist gar
nichts übrig geblieben, weil Sie, die Kanzlerin und die
Familienministerin keinen Konsens finden konnten.

Ich kann Ihnen nur sagen: Wir sind froh, wenn der
22. September kommt. Dann wird diese Regierung abge-
wählt, und wir können für die Menschen die richtigen
Alternativen auf den Weg bringen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Für die FDP-Fraktion spricht jetzt der Kollege

Dr. Heinrich Kolb.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Dr. Heinrich L. Kolb (FDP):
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-

gen! Frau Kollegin Hinz, was den 22. September anbe-
langt, fällt mir ein altes Sprichwort ein: Hoffen und Har-
ren hält manchen zum Narren.

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Das
müssen Sie gerade sagen!)

Wir sollten einmal abwarten, wie die Ergebnisse nach
dem Wahlkampf wirklich aussehen. Ich glaube, es wird
für die rechte Seite des Hauses besser sein, als Sie im
Moment zu erwarten bereit sind.

Gregor Gysis rentenpolitischer Gemischtwarenladen
hat heute Morgen wieder geöffnet, und eine ganze Reihe
von Lockvogelangeboten liegen im Schaufenster. Das
Unternehmen ist übrigens mit ungedeckten Schecks fi-
nanziert.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das
stimmt nicht!)

Das muss man dazusagen. Man muss sich überlegen, wie
man damit umgeht. Man kann es komplett ignorieren
und die Gelegenheit nutzen, zu anderen Themen etwas
zu sagen � das habe ich jetzt ein paarmal so gemacht �, 
oder man kann wirklich versuchen, das einmal Punkt für
Punkt durchzugehen. Das will ich gleich einmal tun.

Eine Vorbemerkung möchte ich machen, weil hier
heute Morgen immer wieder andere renten- und sozial-
politische Baustellen angesprochen werden. Wir hatten
gestern schon eine Aktuelle Stunde zum Mindestlohn.
Mir fällt bei den Kollegen der Opposition eines auf: Sie
versteigen sich hier mehr und mehr zu einem Mindest-
Mindestlohn. Das Ganze soll ja unpolitisch stattfinden.
Eine Kommission soll die richtige Höhe festlegen, aber
mindestens die oder die Zahl soll dabei herauskommen.
Dazu kann ich nur sagen: Unpolitische Lohnfestlegung
sieht anders aus. Aus gutem Grund ist die Mehrheit in
diesem Hause der Meinung, dass Tariffindung eine Auf-
gabe der Tarifpartner ist und die Politik ihre Finger aus
diesem Spiel heraushalten soll.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Das sehen die Gewerkschaften ganz
anders!)

In Gregor Gysis Rentenladen lässt vielfach das Schla-
raffenland grüßen. Sie sind ja Meister darin, immer wie-
der die gleichen Forderungen vorzutragen; Sie sind auch
durch nichts von falschen Grundannahmen abzubringen.
Trotzdem will ich es heute noch einmal versuchen.

Sie sagen zum Beispiel, das Rentenniveau sinke dra-
matisch durch falsche politische Entscheidungen. Da
kann ich nur sagen: Offensichtlich hat die Fraktion der
Linken eine Version des Alterssicherungsberichtes be-

kommen, in dem die Seite 175 fehlt. Auf der kann man
nämlich übersichtlich nachlesen, dass wir im Jahr 2020
mit einem durchschnittlichen Gesamtversorgungsniveau
von 70,7 Prozent netto rechnen können,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Was?
Sagen Sie bitte �Sicherungssysteme vor 
Steuer�! Sonst führen Sie die Leute in die
Irre!)

2030 sogar mit einem Gesamtversorgungsniveau von
72,8 Prozent.

Ganz wichtig für Sie � manche im Haus sind ja nicht 
bereit, das zur Kenntnis zu nehmen �: Der Nachhaltig-
keitsfaktor wirkt nur dann und nur in dem Maße negativ
auf das Rentenniveau, wenn und wie die Zahl der Rent-
ner schneller wächst als die der Beitragszahler. Dem sind
wir allerdings auch nicht ohne Gegenwehr ausgeliefert.
Vielmehr haben wir es doch selbst in der Hand, welche
Seite sich am Ende besser entwickelt.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: So
ist es!)

Davon hängt also das zukünftige Rentenniveau ab. Wir
sind auf diesem Gebiet nachgewiesenermaßen erfolg-
reich; das möchte ich hier deutlich festhalten.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU � 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das
Rentenniveau sinkt von Jahr zu Jahr!)

Die Beschäftigung hat im vergangenen Jahr mit
41,1 Millionen Personen ein Rekordniveau erreicht und
liegt auf dem höchsten Stand seit der Wiedervereini-
gung. Die neu geschaffenen Arbeitsverhältnisse sind fast
ausschließlich sozialversicherungspflichtige Arbeitsver-
hältnisse und sind zum größten Teil im Vollzeitbereich
entstanden.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das
stimmt nicht! Die Löhne sind oft viel zu nied-
rig!)

Auch dies möchte ich hier einmal sagen, um mit der Mär
aufzuräumen, es gebe in Deutschland nur noch prekäre
Beschäftigung und alle Arbeitsplätze, die neu entstün-
den, seien inakzeptabel. Das Gegenteil ist der Fall. Diese
Regierung hat diesen Erfolg auf ihrem Konto zu verbu-
chen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU � 
Petra Hinz [Essen] [SPD]: In keinster Weise! � 
Bettina Hagedorn [SPD]: Da können Sie wirk-
lich nichts für!)

Wenn die Regierung so weitermacht wie bisher und
künftig auch mehr Arbeitnehmer mehr Beiträge einbe-
zahlen, dann ist dies ein Weg, um im Jahr 2030 ein höhe-
res Rentenniveau zu erreichen, als man bisher erwarten
konnte.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Aber
nicht lebensstandardsichernd!)

Wir sind im Moment auch deutlich besser unterwegs, als
dies frühere Regierungen prognostiziert hatten.
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Als weiteren Punkt hat Gregor Gysi angesprochen,
dass die Riester-Förderung verfehlt sei und an die fal-
schen Menschen gehe. Deswegen kommt er zu dem Er-
gebnis, dass man die Riester-Förderung einstellen
müsse. Das ist der Weg zurück in die rentenpolitische
Steinzeit, Herr Kollege Gysi.

(Zurufe von der LINKEN)

Sie behaupten also, die Riester-Rente sei ein Flop. Aus-
weislich der Zahlen des Alterssicherungsberichtes 2012
kann man feststellen, dass inzwischen mehr als 70 Pro-
zent aller Arbeitnehmer einen zusätzlichen Anspruch aus
einer betrieblichen oder einer Riester-Rente besitzen. Es
gibt 9,6 Millionen Riester-Verträge, 15,6 Millionen Be-
triebsanwartschaften. Aber � jetzt kommt es, Herr Gysi � 
27 Prozent der Zulagenempfänger � das sind 2,5 Millio-
nen Menschen in diesem Lande � bekommen die staatli-
che Zulage für ein Jahreseinkommen von unter
10 000 Euro.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sagen
Sie einmal, wie viele nicht riestern!)

Weitere 20,3 Prozent bekommen die Zulage für ein Jah-
reseinkommen von unter 20 000 Euro, weitere 19,3 Pro-
zent für ein Jahreseinkommen von unter 30 000 Euro.
Da sind wir immer noch nicht in Bereichen, die Sie viel-
leicht als Höchstverdiener bezeichnen würden.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Was
kommt hinten heraus bei Riester?)

Aber das heißt im Klartext: Mehr als zwei Drittel der
staatlichen Zulagen in diesem Bereich gehen an Men-
schen mit einem Jahreseinkommen von unter
30 000 Euro. Das nenne ich im Unterschied zu Ihnen,
Herr Kollege Gysi, zielgenau und fair. Genau dies ist
auch der Grund dafür, dass wir an dieser Art der Förde-
rung in Zukunft festhalten wollen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Sie sagen nicht, was hinten heraus-
kommt bei denen!)

� Jetzt zur Frage, was hinten herauskommt.

Das Problem bleibt � dafür haben Sie ja ein Beispiel 
gebracht, Herr Gysi �: Erworbene private und betriebli-
che Zusatzansprüche werden bei der Grundsicherung
gnadenlos angerechnet und dann eben auch weggenom-
men. Gerade Geringverdiener sind nicht schlecht im
Rechnen. Das unterstelle ich hier ausdrücklich, und dies
ist auch richtig so. Sie wissen genau, dass sie im Falle
der Grundsicherung am Ende keinen Euro mehr bekom-
men werden. Das ist ein rot-grüner Webfehler gewesen.

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Das hätten Sie än-
dern können! Warum haben Sie das nicht im
Gesetz gemacht? � Bettina Hagedorn [SPD]: 
Drei Jahre Zeit!)

Das ist auch genau der Grund dafür, warum wir als FDP
ein Freibetragsmodell vorschlagen. Danach sollen min-
destens 100 Euro als Sockel nicht angerechnet werden,
darüber hinaus sollen weitere 20 Prozent anrechnungs-
frei bleiben. Das ist ein Signal, das gerade an junge

Menschen in unserem Lande gegeben werden muss, und
das ist etwas, wofür wir in dieser Koalition eintreten.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU � 
Bettina Hagedorn [SPD]: Machen Sie doch
einmal ein Gesetz!)

Ich will zum Schluss noch sagen und damit vielleicht
doch noch ein bisschen werben: Uns treibt die Frage um,
wie wir in der Rentenpolitik die Flexibilisierung des
Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand besser
gestalten können. Das ist unsere Antwort auf die Rente
mit 67, die Sie ja auch ablehnen. Ich glaube, es ist ein
lohnenswertes Ziel, dass Menschen, die sich oberhalb
der Grundsicherung befinden, ab einem Alter von
60 Jahren frei entscheiden und frei wählen können, in
welchem Umfang sie noch erwerbstätig sein wollen.
Dann soll ihnen der Staat auch nicht mehr vorschreiben,
ob und was sie zuverdienen können. Das wird eine wich-
tige Entscheidung der Zukunft sein, die ich ganz am
Schluss noch aus dem Potpourri der Themen herausgrei-
fen will.

Denken Sie einmal darüber nach, wie man es schaffen
kann, dass Menschen möglichst lange am Erwerbsleben
teilhaben, aber auf der Basis ihrer eigenen freien Ent-
scheidung! Das ist es, was wir erreichen müssen. Denn
das Beste, was man den Menschen empfehlen kann, ist,
möglichst lange dabeizubleiben und nicht möglichst früh
in Rente zu gehen.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Jetzt hat das Wort der Kollege Dr. Wolfgang

Strengmann-Kuhn vom Bündnis 90/Die Grünen.

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir
diskutieren heute über neun Anträge der Fraktion Die
Linke zur Rente. Ich will gerne konstatieren, dass Ihre
Problembeschreibung zu einem großen Teil richtig ist,
die Maßnahmen, die Sie vorschlagen, sind es allerdings
nur teilweise. Deswegen werden wir Ihre Anträge zum
Teil ablehnen, zum Teil aber auch nicht.

Viel spannender ist aber, was die Bundesregierung
bisher zum Thema Rente vorgelegt hat, nämlich

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Nichts!)

nichts � gar nichts, überhaupt nichts, nada, rien, nothing.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Seit drei Jahren stellen Sie die Regierung. Aber zum
Thema Rente hört man von Ihnen nur Ankündigungen.
Das war auch heute wieder der Fall. Sie sagen, Sie wol-
len die Armen, die Alten, die Kinder und wen sonst noch
alles retten. Aber nichts ist passiert, weder beim Min-
destlohn noch bei der Ost-West-Rentenangleichung, die
im Koalitionsvertrag steht.

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: So ist es! Skan-
dal!)
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Sie wollten die Selbstständigen besser absichern; davon
ist nichts mehr zu hören. In dieser Woche haben wir eine
Diskussion über Ghettorenten geführt. Es gibt keine Vor-
schläge der Bundesregierung, wie die vorhandene Lücke
zu schließen ist.

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, ja! Zuschussrente usw.!)

Außerdem führten wir Debatten über DDR-Flüchtlinge
und über Geschiedene aus der DDR, die benachteiligt
sind.

(Zuruf von der FDP: Gucken Sie da mal lieber
zu Gregor Gysi!)

Auch hier will die Regierung nichts unternehmen, und
das trotz eines entsprechenden Bundesratsbeschlusses.

Das Megathema ist die drohende Altersarmut. Dazu
sagt die Bundesarbeitsministerin schon seit Jahren: Ja,
da muss etwas passieren. Die Lebensleistung muss sich
lohnen, insbesondere für diejenigen, die lange etwas ge-
leistet haben. � Was liegt vor? Nichts, überhaupt nichts! 
Die Lebensleistungsrente ist doch nur ein Begriff. Es
gibt aber überhaupt kein Konzept. Die Koalitionsrunde
hat zwar beschlossen, dass 40 Beitragsjahre die Voraus-
setzung für den Bezug der Lebensleistungsrente sein sol-
len. Aber selbst bei der Höhe gibt es unterschiedliche
Meinungen. Frau von der Leyen hat gesagt: Die Lebens-
leistungsrente ist das Gleiche wie das, was ich vorher als
Zuschussrente bezeichnet habe. � Da hat dann aber so-
fort die FDP interveniert � Herr Kolb nickt � und gesagt: 
Nein, sie ist nicht das Gleiche wie die Zuschussrente; sie
ist niedriger. � Wahrscheinlich würde er noch hinzufü-
gen: einfacher und gerechter.

(Heiterkeit des Abg. Markus Kurth [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Es ist also etwas ganz anderes, aber es gibt kein Kon-
zept.

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: So ist es!)

Die Regierung hat bisher rein gar nichts vorgelegt. Ich
prognostiziere: Zu diesem Thema wird es auch nichts
mehr geben. Deswegen werde ich meine restliche Rede-
zeit nutzen, um unser Konzept darzustellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann werden auch die Unterschiede zu den Konzepten
der beiden anderen Oppositionsfraktionen deutlich; bei
Schwarz-Gelb gibt es da ja, wie gesagt, nichts.

Wir sind der Meinung, dass die gesetzliche Renten-
versicherung die zentrale und noch zu stärkende Säule
der Alterssicherung ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen wollen wir die Rente schrittweise zu einer
Bürgerinnen- und Bürgerversicherung weiterentwickeln,
in die alle Bürger Beiträge auf alle Einkunftsarten unab-
hängig vom Erwerbsstatus einzahlen.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Jetzt wird es in-
teressant!)

Es ist klar, dass wir das nicht von heute auf morgen hin-
bekommen; das wird ein langer Prozess sein. Aber für
uns ist es eine Frage der Gerechtigkeit, dass alle Men-
schen in der gleichen Art und Weise für das Alter abgesi-
chert sind.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Das gilt übrigens auch für Politikerinnen und Politiker.

Durch diese Bürgerversicherung werden Versiche-
rungslücken geschlossen, eigene Ansprüche, die präven-
tiv vor Altersarmut schützen, aufgebaut, und die Rente
wird nachhaltig finanziert.

(Zuruf von der FDP: Was heißt denn das kon-
kret?)

Für uns sind stabile Rentenversicherungsbeitragssätze
ein wichtiges Ziel; das unterscheidet uns fundamental
von den Linken. Im Übrigen ist es so, dass die Beiträge
komplett von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern gezahlt werden müssen.

(Zuruf von der SPD: Und von den Arbeitge-
bern!)

Unter anderem deswegen sind wir dagegen, dass es Ren-
tenversicherungsbeitragssätze von 26, 27 oder 28 Pro-
zent geben soll. Die Menschen sind genug belastet. Wir
wollen stabile Rentenversicherungsbeitragssätze.

Gleichzeitig ist uns aber auch ein angemessen hohes
Rentenniveau wichtig. Wir wollen, dass unser Renten-
system über Generationen hinaus Vertrauen genießt.
Junge Menschen, die lange in die Rentenversicherung
eingezahlt haben, müssen im Alter auch eine angemes-
sene Rente erhalten. Würde das Rentenniveau deutlich
sinken, wären viele von Armut bedroht. Das wäre eine
Legitimationskrise der Rentenversicherung. Das wollen
wir verhindern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kolb hat eben den Mechanismus des von uns
eingeführten Nachhaltigkeitsfaktors gut beschrieben.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Wieder einge-
führt!)

� Nein, der demografische Faktor hat anders funktio-
niert. � Dabei geht es nämlich um das Verhältnis von 
Beitragszahlerinnen und Beitragszahlern zu Rentnerin-
nen und Rentnern. Wenn wir eine Bürgerversicherung
haben, dann gibt es mehr Beitragszahlerinnen und Bei-
tragszahler. Dadurch können wir zu einem angemesse-
nen Rentenniveau bei stabilen Beiträgen kommen.

Zusätzlich müssen wir natürlich beim Arbeitsmarkt
ansetzen. Wir brauchen eine höhere Erwerbsbeteiligung
insbesondere von Frauen und Älteren, und wir müssen
endlich den Bereich der prekären Beschäftigung ein-
grenzen, wodurch auch mehr Beiträge gezahlt werden.
Auch dadurch würde das Rentenniveau steigen.

Das ist unser Ansatz. Steigende Beiträge sind keine
Lösung.
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Zu einem guten Verhältnis von Beiträgen zum Ren-
tenniveau trägt übrigens auch die Anhebung der Alters-
grenze bei. Wenn es gelingt, dass die Menschen länger
arbeiten, erhöhen wir damit die Einnahmen der Renten-
versicherung und damit auch die Renten. Das heißt, die
Alternative zur Rente mit 67 sind nicht nur höhere Bei-
träge, sondern auch ein geringeres Rentenniveau. Des-
wegen halten wir die langsame und schrittweise Anhe-
bung der Regelaltersgrenze auf 67 bis zum Jahr 2031 für
richtig.

Wir wollen aber flexible Übergänge in den Ruhestand
schaffen. Die Menschen sollen möglichst selbstbestimmt
entscheiden können, wann und in welchem Umfang sie
in Rente gehen. Wer will, soll schon mit 60 in Rente ge-
hen können. Insbesondere wollen wir, dass Menschen ab
60 eine Teilrente beziehen können,

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Dann müssen
Sie auch sagen, von wem Sie das abgeschrie-
ben haben, Herr Kollege!)

um einen gleitenden Übergang in den Ruhestand und
längeres Arbeiten zu ermöglichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Ernst von den Linken?

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN):

Ja, immer gerne.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Bitte schön, Herr Ernst.

Klaus Ernst (DIE LINKE):
Danke, Herr Kollege. � Ich möchte eigentlich nur 

eine Frage stellen. Sie bestreiten sicherlich nicht, dass
nur 9,9 Prozent der Altersgruppe der 64-Jährigen eine
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung haben. Vor-
hin wurden die Zahlen genannt. Bei den Frauen ist der
Anteil noch deutlich geringer. Das ist der Istzustand.

Wir haben aber schon jetzt begonnen, die Rente mit
67 bzw. erst ab 67 einzuführen. Sind Sie mit mir der
Auffassung, dass das für 90 Prozent der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten, die das betrifft, schon eine
Rentenkürzung ist?

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]:
Nein!)

Haben Sie auch zur Kenntnis genommen, dass die
Zahl derer, die in dieser Altersgruppe eine sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung hat, eher abnimmt,

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir sind doch erst am Anfang der
Phase! 2031!)

und dass wir damit rechnen können, dass das, was wir
zum jetzigen Zeitpunkt tun und das sich in den nächsten

20 Jahren vermutlich nicht dramatisch ändern wird, dazu
führt, dass die Rente erst ab 67 für die Menschen tat-
sächlich eine reine Rentenkürzung ist? Denn pro Jahr,
das die Menschen vor dem 67. Lebensjahr in Rente ge-
hen, müssen sie bis ans Lebensende einen Rentenab-
schlag von 3,6 Prozent jährlich � also 7,2 Prozent für 
zwei Jahre � hinnehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN):

Ich stimme Ihnen zum Teil zu. Die Zahl 90 Prozent
stimmt wahrscheinlich nicht. Wir müssen uns die empi-
rischen Zahlen noch einmal genau ansehen. Denn es sind
nicht nur die Erwerbstätigen, die keine Rentenkürzungen
erfahren,

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: So-
zialversicherungspflichtige!)

sondern auch andere. Ich empfehle dazu das Gutachten
des Wissenschaftlichen Beirats zur Rente � es ist vor-
letztes Jahr vorgelegt worden �, in dem für die einzelnen 
Gruppen beschrieben ist, wo eine Rentenkürzung drohen
könnte.

Womit Sie aber grundsätzlich recht haben: Es gibt
eine Gruppe, die das nicht erreicht. Für sie ist es tatsäch-
lich eine Rentenkürzung. Ich hatte gesagt: Im Durch-
schnitt ist es eine Verbesserung und eine Erhöhung des
Rentenniveaus. In der Tat führt die Rente mit 67 dazu,
dass die Schere ein Stück weit auseinandergeht. Für die-
jenigen, die schwächer sind und nicht so lange arbeiten
können, ist es eine Rentenkürzung. Im Grundsatz ist es
aber eine Rentenerhöhung.

Aber gerade bei diesem Verteilungsproblem müssen
wir unbedingt und dringend ansetzen. Wir müssen dafür
sorgen, dass auch diejenigen, die nicht so lange arbeiten
können, vernünftig abgesichert sind. Die Teilrente ist ein
Beispiel. Wir müssen bei der Erwerbsminderungsrente
dafür sorgen, dass diejenigen, die aus gesundheitlichen
Gründen nicht mehr arbeiten können, keine Abschläge
mehr in Kauf nehmen müssen. Das ist ein ganz wichtiger
Punkt. Wir müssen auch sonst dafür Sorge tragen, dass
wir zu fließenden Übergängen in den Ruhestand kom-
men.

Last, not least � dazu komme ich gleich noch ausführ-
licher � müssen wir dafür sorgen, dass die Rente mit 67 
nicht dazu führt, dass der Lebensstandard der Menschen
unter ein Mindestniveau sinkt. Deswegen haben wir das
Konzept der grünen Garantierente, mit dem erreicht wer-
den soll, dass alle, die 30 Versicherungsjahre haben, we-
nigstens ein Minimum bekommen, das über der durch-
schnittlichen Grundsicherung liegt.

Das Problem ist von der Tendenz her durchaus richtig
beschrieben; aber wir haben noch 20 Jahre Zeit, um die
Voraussetzungen zu schaffen. Ob die Verlängerung der
Regelalterszeit um bisher zwei Monate tatsächlich zu
Rentenkürzungen geführt hat, müssen wir empirisch un-
tersuchen. Meine Vermutung ist, dass das nicht in nen-
nenswertem Umfang der Fall gewesen sein wird. Wir
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werden 2014 einen Bericht zur Rente mit 67 vorlegen.
Die Ergebnisse werden wir uns genau anschauen und un-
sere Schlussfolgerungen daraus ziehen.

Nun zu der Garantierente, die wir Grüne vorschlagen.
Ich habe gerade schon gesagt: Im Gegensatz zu vielen
anderen Ländern in Europa gibt es in Deutschland kein
Mindestniveau in der Rente. Die Bürgerinnen und Bür-
ger müssen sich aber darauf verlassen können, dass sie
als langjährig Versicherte im Alter in der Regel nicht auf
Leistungen der Grundsicherung angewiesen sind. Ein
großer Teil der Bevölkerung hat allerdings kein Ver-
trauen mehr in die gesetzliche Rentenversicherung.
Viele fragen sich, ob sie in der Rentenversicherung noch
ausreichend Rentenansprüche erwerben können, um im
Alter über ein ausreichendes Einkommen zu verfügen.
Deswegen wollen wir eine steuerfinanzierte Garantie-
rente einführen, durch die für Menschen mit 30 Versi-
cherungsjahren ein Mindestniveau von 30 Entgeltpunk-
ten � das sind zurzeit circa 850 Euro � in der Rente 
garantiert wird; das liegt über dem durchschnittlichen
Grundsicherungsniveau. Das ist notwendig als Schutz
vor Armut, aber auch um die Akzeptanz der Rentenver-
sicherung zu erhöhen.

Die grüne Garantierente ist so ausgestaltet � darin un-
terscheidet sie sich von dem Konzept der SPD, insbeson-
dere aber von dem der CDU/CSU �, dass sie auch und 
insbesondere für Frauen mit geringem Einkommen und
Erwerbsunterbrechungen aufgrund von Kindererziehung
erreichbar ist.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die
Ministerin hört gar nicht zu!)

Für die Solidarrente der SPD wären 40 Versicherungs-
jahre, für die Lebensleistungsrente der CDU/CSU sogar
40 Beitragsjahre erforderlich. Das ist für einen Großteil
der Menschen in Deutschland, die von Altersarmut be-
droht sind, überhaupt nicht erreichbar. Wir brauchen ein
Mindestniveau in der Rente, das tatsächlich vor Armut
schützt, und kein Placebo.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Von allen anderen Vorschlägen, auch von der Min-
destrente der Linken, unterscheidet sich die grüne
Garantierente dadurch, dass es bei ihr keine Bedürftig-
keitsprüfung gibt. Um die sogenannte solidarische Min-
destrente zu erhalten, müssen � der Kollege Birkwald 
hat das eben schon beschrieben � Einkommen und Ver-
mögen komplett offengelegt werden. Die Linke sieht so-
gar eine Obergrenze für die Wohnfläche selbstgenutzten
Wohnraums vor. Das heißt, da kommt dann jemand von
der Rentenversicherung und prüft, wie groß die Woh-
nung ist. Mit einer Mindestrente hat das nichts zu tun.
Wir brauchen keine zweite Grundsicherung; denn die
Rentenversicherung ist kein Sozialamt.

Durch die grüne Garantierente und die Weiterent-
wicklung der gesetzlichen Rentenversicherung zu einer
Bürgerversicherung schaffen wir eine stabile Basis für
die Absicherung im Alter mit einem Mindestniveau über
der durchschnittlichen Grundsicherung und einem ge-
wissen Maß an Sicherung des Lebensstandards. Auf die-

ser Basis setzen dann die weiteren Säulen der Alterssi-
cherung auf. Private und betriebliche Alterssicherung
sind wichtig für die Sicherung des Lebensstandards im
Alter. Für eine Absicherung gegen Altersarmut ist die
kapitalgedeckte Säule ungeeignet, weil sie zu risikoreich
ist. Bei der Sicherung des Lebensstandards halten wir
eine Risikomischung für richtig, weil das die Chance auf
eine höhere Rendite ermöglicht. Damit die Menschen
diese Chance tatsächlich bekommen, muss die Riester-
Rente allerdings grundlegend reformiert werden. Man-
che Riester-Produkte lohnen sich nur wegen der staatli-
chen Förderung. Viel zu viel Geld bleibt bei Banken,
Versicherungen und Vermittlern hängen. Das heißt, der
Staat fördert schlechte Finanzprodukte. Das halten wir
für falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir wollen, dass die Förderung die Menschen erreicht,
die sie brauchen, und dadurch nicht der Finanzmarkt
subventioniert wird.

Eine Idee, die wir weiter verfolgen wollen, ist die ei-
nes Standardprodukts, eines Basisprodukts, das öffent-
lich organisiert wird. Die Deutsche Rentenversicherung
Baden-Württemberg nennt das Altersvorsorge-Konto.
Menschen, die keine Finanzexpertinnen und -experten
sind, brauchen einen barrierefreien Zugang zu zusätzli-
cher Altersvorsorge, bei der das Geld nicht in Provisio-
nen und Zusatzkosten versickert. Dieses Basisprodukt
soll nicht obligatorisch werden, es soll kein Zwangspro-
dukt werden. Wer es nicht in Anspruch nehmen will,
kann gerne anders vorsorgen. Aber ein solches Basispro-
dukt ist eine Möglichkeit, um insbesondere Geringver-
dienern eine bessere Absicherung im Alter zu ermögli-
chen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine grundlegende
und umfassende Reform der Alterssicherung ist drin-
gend notwendig. Wir brauchen eine nachhaltig finan-
zierte Rente mit einem festen Fundament, das vor Armut
schützt, und darauf aufbauend Säulen für die Lebens-
standardsicherung. Um die Rente für die Zukunft sicher
zu machen, müssen wir jetzt anfangen.

Schwarz-Gelb hat bei der Rente völlig versagt. Noch
205 Tage bis zum Wechsel;

(Bettina Hagedorn [SPD]: Das ist richtig!)

dann fangen wir an, die Rente zukunftsfest zu machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD � Ingrid 
Arndt-Brauer [SPD]: Wir haben sehr viel zu
tun!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Das Wort hat der Kollege Karl Schiewerling von der
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP � Michaela Noll [CDU/CSU]: Jetzt 
kommt etwas Fundiertes!)



Deutscher Bundestag � 17. Wahlperiode � 226. Sitzung. Berlin, Freitag, den 1. März 2013 28255

(A) (C)

(D)(B)

Karl Schiewerling (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe

Kolleginnen und Kollegen! Was werfen Sie uns eigent-
lich vor?

(Brigitte Pothmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dass Sie nichts tun! � Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dass Sie nichts machen!)

Werfen Sie uns vor, dass 41 Millionen Menschen er-
werbstätig sind, dass es 29 Millionen sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse gibt, dass
wir eine geringe Altersarmut von 2,5 Prozent haben,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Plus
Dunkelziffer!)

dass 30 Milliarden Euro in der Rücklage der Renten-
versicherung sind, dass wir entgegen allen Prognosen
den Rentenversicherungsbeitrag absenken konnten, ohne
dass die Rücklagen sofort abgeschmolzen werden? Wer-
fen Sie uns das vor?

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir sind der Stabilitätsanker der Deutschen Rentenversi-
cherung und nicht die Traumtänzer der Nation wie die
Linksfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Verehrter Herr Gysi, wer den Menschen einen bunten
Rentenhimmel malt, Glocken dort oben hinhängt und
glaubt, er könnte alles versprechen, was er hinterher
nicht halten kann, der belügt das Volk wissentlich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Da ist die Verspre-
cherin! Frau von der Leyen verspricht immer
alles und hält überhaupt nichts!)

Ich sage Ihnen: Die Situation der Rente ist gut. Die
Zuhörer und Zuschauer könnten den Eindruck gewin-
nen, als wäre alles und jedes am Ende. Das ist nicht der
Fall. Ich will aber gerne zugestehen, dass es immer wie-
der schwierige Phasen gab, zum Beispiel 2001, 2002.
Ich gehörte dem Bundestag damals nicht an. Ich war
schlichter Bürger, der sich das alles politisch interessiert
angeschaut hat, und war in der Selbstverwaltung der
Rentenversicherung tätig. Ich habe natürlich nicht
schlecht gestaunt, als damals viele gesagt haben, die um-
lagefinanzierte Rente sei nicht mehr sicher und brauche
man nicht mehr; es müsse alles auf die private Vorsorge
und kapitalgedeckte Systeme umgestellt werden.

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Das war die FDP! �
Gegenruf des Abg. Dr. Heinrich L. Kolb
[FDP]: Die Mehrheit war da drüben!)

Darauf hat Herr Riester reagiert und gesagt: Wir machen
eine schöne Rente, indem die Leute privat vorsorgen. � 
Daraus ist die Riester-Rente geworden,

(Pascal Kober [FDP]: SPD-Minister!)

also keine Kolb-Rente, sondern eine Riester-Rente.

Diese Riester-Rente haben wir begrüßt, weil im Prin-
zip Folgendes getan wird: Es wird akzeptiert, dass wir
aufgrund der demografischen Entwicklung, von der die
kapitalgedeckten Systeme genauso betroffen sind wie
die umlagefinanzierten Systeme, auf Dauer Vorsorge be-
treiben müssen. Jeder Einzelne muss Vorsorge betreiben,
damit das Einkommensniveau im Alter in etwa gehalten
werden kann.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Entschuldigung, Herr Schiewerling, lassen Sie eine

Zwischenfrage des Kollegen Ilja Seifert zu?

Karl Schiewerling (CDU/CSU):
Nein, ich lasse keine Zwischenfrage zu.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Keine Zwischenfrage.

Karl Schiewerling (CDU/CSU):
Zum Thema Rente gab es heute sehr viele Zwischen-

fragen. Nach uns kommen auch noch Kolleginnen und
Kollegen, die ein anderes Thema diskutieren.

(Otto Fricke [FDP]: Sehr wahr!)

Ich bitte jetzt, auch einmal zur Kenntnis zu nehmen, dass
wir kollegial Rücksicht auf sie zu nehmen haben. Ich
befürchte, dass der Erkenntnishorizont durch eine
Zwischenfrage nicht sonderlich steigen würde.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � Otto 
Fricke [FDP]: Sehr solidarisch!)

Ich will auf die Frage zurückkommen, wie wir das auf
Dauer regeln können. Es gibt noch eine dritte Säule,
nämlich die betriebliche Altersvorsorge. Alles zusam-
mengenommen, die umlagefinanzierte Rente, die
betriebliche Altersvorsorge und die private Vorsorge,
sichert das Einkommen im Alter. Was erlebe ich? In den
Anträgen der Linken schwingt das Pendel genau zur an-
deren Seite, und alles und jedes soll ausschließlich über
die umlagefinanzierte Rente finanziert werden. Außer-
dem sollen noch alle möglichen Personengruppen auf-
genommen werden. Jeder träumt nur davon, wie viel
Geld hereinkommt, aber keiner rechnet vor, wie hoch die
Belastungen sind, die sich aufgrund von Mitgliedschaft
und Beiträgen letztendlich automatisch daraus ergeben.
Deswegen sage ich Ihnen sehr deutlich: Das, was Sie
hier vorschlagen, ist nicht zielführend. Das dient den
Menschen nicht und schafft übrigens allenfalls eine ge-
fühlte Gleichheit, aber keine Gerechtigkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Meine Damen und Herren, ich will Ihnen aus unserer
Sicht sehr deutlich sagen, dass wir natürlich im Blick
haben, dass die Altersarmut vermutlich steigen wird,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Aha!)

weil wir wissen, dass es gebrochene Erwerbsbiografien
gibt. Wir wissen aber überhaupt nicht, wie viele es sind,

(Dr. Ilja Seifert [DIE LINKE]: Ihr wisst gar
nichts!)
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weil es an keiner Stelle in Deutschland eine Übersicht
oder ein Konto gibt, anhand dessen wir sagen können,
dass Herr Sowieso oder Frau Sowieso soundso viel im
Alter haben wird. Wir kennen das Ergebnis der Renten-
versicherung. Aber was machen Sie denn, wenn jemand
behauptet, er bekomme 250 Euro Rente? Das ist sicher-
lich das blanke Elend, es sei denn, dass er noch andere
Einkommen aus Vermögen, Verpachtung oder Zinserträ-
gen hat. Möglicherweise ist der Betreffende sogar Arzt
gewesen und hat eine ganz andere Versorgung. Wir
dürfen nicht vergessen, dass es eine Vielzahl anderer
Versorgungssysteme gibt. Wie hoch das gesamte Alters-
einkommen jedes Einzelnen ist, das können wir über-
haupt nicht sagen. Wir haben keinen Überblick, weil es
keine entsprechende Stelle in der Bundesrepublik gibt.
Es wäre gut, sich Gedanken darüber zu machen, wie man
sich einen solchen Überblick verschaffen könnte.

(Zuruf von der SPD)

Das ist aber schwierig, weil hier beispielsweise daten-
schutzrechtliche Fragen berührt sind.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Des-
wegen brauchen wir eine Einkommens- und
Vermögensprüfung!)

Deswegen brauchen wir, Herr Kollege Birkwald, eben
keine allgemeine Rente für jeden,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das ist
doch falsch!)

egal ob jemand in seinem Leben gearbeitet hat oder
nicht. Anders als Sie in Ihrer Zwischenbemerkung vor-
hin versucht haben, deutlich zu machen, interessieren
Sie sich überhaupt nicht dafür, ob einer erwerbstätig war
oder nicht erwerbstätig war, ob jemand in seinem Leben
getan hat, was er tun konnte, oder ob jemand draußen
Balalaika gespielt hat.

(Zuruf von der SPD: Also!)

Sie sagen: Egal, was jemand gemacht hat, er bekommt
eine bestimmte Rente, und dann ist Schluss. � Das haben 
wir übrigens eingeführt. Das ist die Grundsicherung im
Alter. In den Genuss der Grundsicherung im Alter
kommt jeder. Tiefer fällt keiner.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die ist
nicht armutsfest!)

Das ist die untere Auffanglinie, die wir in der Bundes-
republik haben. Ich sage Ihnen: Das blanke Elend wird
auch dann nicht ausbrechen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Meine Damen und Herren, natürlich führen wir eine
heftige Diskussion über die Frage, wie wir denn in
Zukunft vor Altersarmut schützen werden. Wie soll die
Grundlinie aussehen, die wir dort ziehen? Die Grund-
linie ist bei uns klar: Wer 40 Jahre lang gearbeitet hat
oder Kinder erzogen oder alte Eltern gepflegt hat, soll
eine Rente oberhalb der Grundsicherung erhalten.

(Zuruf von der SPD: 10 Euro!)

Alles andere ist nicht zu finanzieren und können wir da-
her den Menschen auch nicht versprechen.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Und wo bleibt das
Konzept?)

Wir wollen Erziehungszeiten für Frauen, die vor 1992
Kinder geboren haben, rentenrechtlich anerkennen. Wir
wollen eine entsprechende Anpassung und eine sukzes-
sive Steigerung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU � 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Auch dafür gibt es
keinen Vorschlag!)

Meine Damen und Herren, wir wollen natürlich über
diesen Weg auch Altersarmut vorbeugen

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Leere Versprechun-
gen!)

und den Menschen helfen.

Meine Damen und Herren, Rentenpolitik ist kein
Wünsch-dir-was und hat immer mehrere Grundlagen zu
beachten. Erstens ist das Äquivalenzprinzip zu berück-
sichtigen, wonach das, was jemand einzahlt, in einem
angemessenen Verhältnis zu dem steht, was er bekommt.
Zweitens hat Rentenpolitik zur Aufgabe, dass innerhalb
des Rentensystems � deswegen heißt es Solidarsystem � 
auch den Menschen geholfen wird, die weniger haben.
Deswegen gibt es im Rentensystem schon heute Mecha-
nismen, die für einen entsprechenden Ausgleich sorgen.
Das Rentensystem muss darüber hinaus vor Invalidität
schützen und den Menschen, die auf Hilfe angewiesen
sind, Rehabilitation ermöglichen, damit sie länger arbei-
ten können.

Ich hoffe sehr und gehe davon aus, dass wir alles das
in der nächsten Zeit noch regeln werden.

(Zuruf von der SPD)

Aber, meine Damen und Herren, an der Rente mit 67
werden wir nicht rütteln lassen. Ich bin Herrn
Strengmann-Kuhn dankbar dafür, dass er dies aus seiner
Sicht noch einmal nachhaltig und deutlich unterstrichen
hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Das hat etwas mit Generationengerechtigkeit zu tun. Wir
müssen doch endlich einmal zur Kenntnis nehmen, dass
wir auf der Welt nicht die Einzigen sind und dass es nach
uns noch Kinder gibt � und zwar weniger als bisher �, 
die das gesamte System zu tragen haben. Wie gehen wir
eigentlich mit den zukünftigen Generationen um? Disku-
tieren wir nur im Hier und Jetzt? Ich sage Ihnen: Es mag
ja sein, dass die Linken so denken können, weil ihre Mit-
glieder überaltert sind. Wir können uns das jedenfalls
nicht erlauben.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Zu einer Kurzintervention erteile ich dem Kollegen
Dr. Ilja Seifert das Wort.

Dr. Ilja Seifert (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Präsident. � Kollege Schiewerling, 

Sie haben so getan, als wäre bei der Rente alles wunder-
bar. Sie haben gesagt, Vorsorge und Gerechtigkeit seien
angesagt. Jetzt sagen Sie mir bitte einmal: Wie soll
jemand, der eine DDR-Rente bekommt, noch vorsorgen,
und wie wollen Sie begründen, dass es unterschiedliche
Rentenwerte in Ost und West gibt? Wie soll jemand, der
Erwerbsminderungsrente bekommt, vorsorgen? Wo
sorgen Sie da für Gerechtigkeit? Wo wird da irgendetwas
für diejenigen getan, von denen wir geredet haben? Das
sind nur zwei Punkte aus unseren Anträgen, die ich
herausgehoben habe.

Sie tun so, als ob wir hier den Himmel buntmalen
würden. Wir wollen nur Gerechtigkeit, und zwar für die-
jenigen, die sie selber nicht herstellen können. Warum
verweigern Sie sich dem? Sagen Sie mir das bitte.

(Beifall bei der LINKEN � Peter Weiß 
[Emmendingen] [CDU/CSU]: Sie wollen
Ungerechtigkeit! � Gegenruf der Abg. 
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Sie
wollen Ungerechtigkeit! � Gegenruf des Abg. 
Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: Was
ihr wollt an neuer Ungerechtigkeit, ist
unglaublich!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Herr Schiewerling, zur Erwiderung bitte.

Karl Schiewerling (CDU/CSU):
Herr Kollege Seifert, für diejenigen, die heute schon

in der Rente sind � dazu gehören auch die Erwerbs-
minderungsrentner �, gilt das, was wir hier diskutieren, 
nicht. Für sie gilt auch nicht das, was Sie in Ihren Anträ-
gen fordern. Vielmehr geht es um die Gestaltung der Zu-
kunft. Wir haben ja ein Rentenrecht.

Für die Mitbürgerinnen und Mitbürger, die trotz des
1992 in Kraft getretenen Rentenüberleitungsgesetzes mit
ihrer Rente nicht auskommen, haben wir die Grund-
sicherung im Alter eingeführt. Ich halte das für einen
wichtigen sozialen Gesichtspunkt.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Wir haben das
eingeführt!)

� Das deutsche Parlament hat das eingeführt, Frau 
Kollegin Hagedorn. Vielleicht können wir uns darauf
verständigen.

Übrigens wird die Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung ab 2014 komplett vom Bund getra-
gen und nicht mehr von den Kommunen. Das wiederum
haben wir eingeführt, und damit haben wir die Kommu-
nen entlastet.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Das haben wir mit
Ihnen beschlossen!)

Wir haben also im Prinzip eine solche Grundsiche-
rung. Bei dem, was wir diskutieren, geht es um die
Frage: Was machen wir für die zukünftigen Rentner? Es
geht darum, hier für gerechte und für vernünftige
Strukturen zu sorgen. Wir sind dabei, dies entsprechend
zu gestalten.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Jetzt hat das Wort die Kollegin Bettina Hagedorn von

der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Bettina Hagedorn (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!

Wir diskutieren über neun Anträge von den Linken unter
dem Überbegriff �Rentenrecht�.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Wir hatten schon
bis zu 17! Das ist moderat heute!)

Es ist durchaus ein bisschen ungewöhnlich, dass dazu
neun Anträge zeitgleich debattiert werden, zumal wir
über einzelne Anträge namentlich abstimmen werden.
Ich werde das Gefühl nicht los: Ein bisschen Show ist
dabei.

(Widerspruch des Abg. Matthias W. Birkwald
[DIE LINKE])

�Rente� ist wirklich ein megawichtiges Thema für 
alle Menschen in unserem Land. Es gehört sich einfach,
dass wir es mit der gebotenen Ernsthaftigkeit diskutie-
ren. Darum möchte ich nur den formalen Hinweis geben,
dass mir Ihr Vorgehen sauer aufgestoßen ist. Im Grunde
ist es so � das ist von Kollegen schon gesagt worden �, 
dass Ihre Problemanalyse in weiten Teilen dieses Hauses
sehr wohl geteilt wird. Das hat sogar die Ministerin ge-
sagt; das hat der Kollege der Grünen gesagt; das will ich
Ihnen ebenfalls bestätigen. Aber die Problemanalyse ist
das eine, und die Antworten darauf sind das andere.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

An zwei Punkten werden wir uns nachher enthalten:
bei der Verbesserung der Erwerbsminderungsrente und
bei der Rente nach Mindestentgeltpunkten. Dort muss
zwar richtigerweise etwas getan werden, wir können
Ihren Vorschlägen aber nicht zustimmen und enthalten
uns deshalb, weil wir bessere Vorschläge haben. Sie sind
Bestandteil des Rentenkonzepts der SPD, das wir im
November einstimmig beschlossen haben.

Es geht an dieser Stelle vor allen Dingen um die Poli-
tik der Regierung. Der Kollege Schiewerling hat vorhin
gefragt: Was werfen Sie uns eigentlich vor? Zur Beant-
wortung dieser Frage will ich meinen Beitrag leisten.
Darum zitiere ich aus Ihrem Koalitionsvertrag:

Rente ist kein Almosen. Wer sein Leben lang hart
gearbeitet hat, der hat auch einen Anspruch auf eine
gute Rente.

Sie sagten: Eine Regierungskommission sollte Lösungen
erarbeiten. � Aber diese Regierungskommission kam nie
zustande. Was taten Sie stattdessen gleich im ersten Jahr,
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in dem Sie gemeinsam regierten? Sie strichen unter an-
derem mit Ihrem sogenannten Sparpaket ersatzlos den
Rentenbeitrag für die Langzeitarbeitslosen in diesem
Land.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: An der Front ist
die SPD aber nicht unschuldig!)

Das war eine Kürzung von 1,85 Milliarden Euro pro
Jahr. In Wahrheit sparten Sie gar nichts. Das war näm-
lich �linke Tasche, rechte Tasche�. Die Beiträge für die 
Langzeitarbeitslosen wurden nicht mehr bezahlt. Da-
durch wurde der Haushalt von Herrn Schäuble geschönt.
In Wahrheit fehlte das Geld natürlich in der Rentenkasse.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Die SPD hat das
vorgemacht!)

Summa summarum bedeutet das, dass Sie von 2011
bis 2016 mit diesem Manöver der Rentenkasse 19,5 Mil-
liarden Euro entnommen haben.

(Otto Fricke [FDP]: Entnommen?)

Wie ging es weiter? � Frau Ministerin, Sie sind ja
großartig darin, etwas anzukündigen. Das Problem ist
aber, dass dann nichts kommt. � Dann brachten Sie einen 
Rentendialog auf den Weg, der ein Jahr lang dauerte. Sie
haben mit vielen Experten gesprochen und Hochglanz-
broschüren herausgegeben. Dadurch haben Sie den An-
schein von Aktivität erweckt.

In Wahrheit ist dieser Rentendialog aber zu keinem
wirklichen Ergebnis gekommen. Das, was Sie nachher
vorschlugen, war Ihre Zuschussrente. Ihre Zuschussrente
ist nicht nur von Ihren eigenen Leuten zerrissen worden,
sondern von allen, übrigens auch von denjenigen, die an
diesem Rentendialog beteiligt waren. Die Zuschussrente
kam natürlich nicht. Im Übrigen war sie eine Fehlgeburt,
weil Sie eine sozialpolitische Leistung über Beiträge
finanzieren wollten. Das war schon einmal falsch.

Was kam als Nächstes? Als Nächstes kam die Lebens-
leistungsrente. Damit werden wir seit dem Herbst
beschäftigt. Das Problem dabei ist zum einen, dass die
Lebensleistungsrente ein falscher Vorschlag ist, weil
damit so getan wird, als würde sie eine Lebensleistung
belohnen. In Wahrheit tut sie das aber gar nicht, weil sie
eine lächerliche Erhöhung von 10 bis 15 Euro im Monat
dafür darstellt,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

dass die Menschen 40 Jahre lang in die gesetzliche Ren-
tenversicherung eingezahlt und zusätzlich privat vorge-
sorgt haben.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ihre
Solidarrente ist auch nicht höher!)

Das Problem ist aber zum anderen: Wo ist eigentlich
die Vorlage dazu? Das sind alles persönliche Vorschläge
der Ministerin � die zurzeit leider nicht zuhört. In dieser 
Koalition besteht aber keine Einigkeit in diesem Punkt.
Darum kennen wir diesen Vorschlag bisher nur aus Ih-
rem Mund. Er liegt nicht auf dem Tisch der zuständigen
Ausschüsse. Unsere Trauer hält sich natürlich in Gren-

zen, weil wir diesem Vorschlag sowieso nicht zustim-
men würden.

Frau Ministerin, Fakt ist, dass Sie den ganzen letzten
Sommer hindurch von Talkshow zu Talkshow getingelt
sind und überall über das Thema Altersarmut gespro-
chen haben. Sie sind sogar in diesem Parlament � und 
auch von mir persönlich � dafür gelobt worden, dass Sie 
ein wirklich wichtiges Thema auf die Tagesordnung ge-
bracht haben. Das war gut. Frau Ministerin, es ist doch
aber nicht Ihre Aufgabe als Arbeits- und Sozialministe-
rin, Probleme zu benennen

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Aufzudecken!)

oder Analysen anzustellen, sondern Ihre Aufgabe ist es
doch, Vorschläge zur Lösung der Probleme auf den
Tisch zu legen. Darauf warten wir bis heute.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Darüber hinaus haben Sie bei den Haushaltsberatun-
gen 2013 ein weiteres Mal in unnachahmlicher Weise in
die Rentenkasse gegriffen. Zum einen haben Sie den
Vorwegabzug um 1 Milliarde Euro im Jahr 2013 und um
1,25 Milliarden Euro in den Folgejahren gekürzt. Damit
hat Herr Schäuble seinen Entwurf schöngerechnet. Das
sind 4,75 Milliarden Euro � so steht es in Ihren Unter-
lagen �, die Sie angeblich konsolidiert haben � zulasten 
der Rentenkasse. Zum anderen haben Sie durch die Ab-
senkung des Beitrags von 19,6 Prozent auf 18,9 Prozent
beim Bundeshaushalt gekürzt.

(Otto Fricke [FDP]: War das falsch? � Gegen-
ruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE]: Sicher war das falsch!)

� Es wäre schön, wenn ich ausreden dürfte.

Sie haben es aber versäumt � das ist in diesem Land 
breit diskutiert worden �, die Chance zu nutzen, eine
wirklich demografiefeste Reserve aufzubauen. Dazu la-
gen Ihnen Vorschläge aus diesem Haus und auch aus
dem Bereich der Sozialpartner vor. Ich sage Ihnen ganz
deutlich: Das wäre natürlich der bessere Weg gewesen.
Wir reden über Generationengerechtigkeit. Wir reden
darüber, was zusätzlich geschehen muss. Ich weise ge-
meinsam mit den Kollegen von den Grünen ausdrücklich
auf unser Konzept hin. Wenn wir zu Verbesserungen
kommen wollen � und das wollen wir �, dann kostet das 
natürlich Geld.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Also nicht Vor-
sorge aufbauen, sondern mehr ausgeben!)

Wir wollen in Zukunft keine unverantwortlichen
Sprünge, sondern eine nachhaltige Finanzierung der ge-
setzlichen Rente. Wir wollen eine Stärkung der Betriebs-
renten, die ein wichtiger ergänzender Beitrag sind. Auch
Riester ist ein wichtiger Teil; auch da machen wir kein
komplettes Rollback.

Richtig ist aber auch, dass man nicht alles, was man
mal gemacht hat, immer weiterführen muss. Wenn man
hinterher erkennt, dass es Fehler gegeben hat, dann muss
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man auch den Mut haben, diese im Detail zu korrigieren.
Dazu stehen wir.

Alles drei zusammengebunden ergibt eine gute
Zukunftssicherung. Dafür steht die SPD. Wir werden ab
Herbst versuchen, das gemeinsam mit Koalitionspart-
nern umzusetzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Für die FDP-Fraktion spricht jetzt der Kollege Pascal
Kober.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Pascal Kober (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich

will niemandem zu nahe treten, aber ich bin heute der
jüngste Redner in dieser Debatte.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Jünger als der
Max Straubinger? � Heiterkeit bei Abgeordne-
ten der FDP und der CDU/CSU)

Ich freue mich über alle älteren Kollegen, die in dieser
Debatte das Thema Generationengerechtigkeit explizit
angesprochen haben; denn darum geht es letztlich.
Rentenpolitik bedeutet immer, mit Maß, langfristigem
Denken und vorausschauendem Handeln an die Dinge
heranzugehen. Die kleinen Veränderungen im Renten-
versicherungssystem, in der Alterssicherung, die wir
heute beschließen, treffen in vollem Umfang sowohl im
Positiven als auch im Negativen die künftigen Genera-
tionen, Generationen, die heute noch gar nicht auf der
Welt sind. Wir müssen heute so vorausschauend han-
deln, dass wir diese Generationen im Blick haben.

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Haben Sie aber
nicht! � Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Deswe-
gen machen Sie nichts?)

In einer rentenpolitischen Debatte ist es angebracht,
dass man auf die Wurzeln des Systems zu sprechen
kommt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Gute
Idee!)

Das haben einige Redner der Koalition schon überzeu-
gend getan;

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Eher
weniger!)

denn die Wurzeln des Rentenversicherungssystems sind
vor allen Dingen eine gute wirtschaftliche Entwicklung
und zahlreiche sozialversicherungspflichtige Arbeits-
plätze.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

In der Frage der sozialversicherungspflichtigen Ar-
beitsplätze ist diese Regierungskoalition erfolgreicher,
als es viele Regierungskoalitionen vor ihr gewesen sind.

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Auch wenn Sie es im-
mer wieder wiederholen: Es ist nicht wahr!)

Wir haben im Moment so viele sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigte, wie es nach der Wiedervereini-
gung lange nicht der Fall war.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die jungen
Leute sind nur noch befristet beschäftigt!)

Wir haben insgesamt so viele Beschäftigte in Deutsch-
land wie noch nie in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Das ist ein ganz wichtiger Beitrag, um die Wurzeln des
Rentenversicherungssystems zu stabilisieren.

Genau deshalb, aus Überzeugung, haben wir, so wie
es im Gesetz vorgeschrieben ist, unter anderem die
Rentenversicherungsbeiträge zum 1. Januar 2013 von
19,6 auf 18,9 Prozent abgesenkt. Warum? Weil das ge-
meinsam für die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer eine
Entlastung von 6 Milliarden Euro bedeutet.

(Beifall bei der FDP)

Es wird damit eine wirtschaftliche Dynamik entfacht,
um weitere Arbeitsplätze zu schaffen und am Ende die
wirtschaftliche Stabilität in unserem Land voranzubrin-
gen, zu erhalten und weiter auszubauen. Das ist, wie
gesagt, die wichtigste Wurzel unseres Alterssicherungs-
systems.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Herr Kollege Kober, erlauben Sie eine Zwischenfrage

des Kollegen Gysi?

Pascal Kober (FDP):
Sehr gerne.

Dr. Gregor Gysi (DIE LINKE):
Lieber Herr Kober, Sie sprechen von der jüngeren

Generation. Die Festlegungen, die wir heute treffen,
gelten doch auch für diese jüngere Generation, wenn sie
im Rentenalter ist. Was wir also heute mit Blick auf
diese Generation versäumen, wird ihr später fehlen. � 
Das ist das eine.

Das Zweite. Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen,
dass der überwiegende Teil der prekären Beschäftigung
bei den jungen Leuten stattfindet? Ich nenne Ihnen nur
eine Zahl: Von allen Menschen bis 35 Jahre haben
55 Prozent nur noch ein befristetes Arbeitsverhältnis und
kein unbefristetes. Dann haben sie mal wieder kein
Arbeitsverhältnis. Das heißt, die ganze Erwerbsbiografie
ist durchbrochen.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Bei Ihren Zahlen
sind doch die Auszubildenden dabei!)

Wenn wir gerade bei der jungen Generation nichts
ändern, dann wird sie später in Altersarmut enden. Das
ist das Problem, das wir anschneiden wollten und wor-
über wir ganz sachlich miteinander diskutieren müssen,
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weil wir eine Lösung brauchen, gerade für die junge
Generation.

(Beifall bei der LINKEN)

Pascal Kober (FDP):
Lieber Herr Kollege Gysi, ich widerspreche Ihnen bei

den empirischen Befunden, nicht aber bei der Frage, die
Sie grundsätzlich anschneiden; denn das ist der Tenor
meiner Rede. Wir müssen Folgendes leisten: Wir müssen
mehr Menschen in Beschäftigung bringen, mehr
Menschen in gut bezahlte sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Das tun wir ja
auch!)

Man muss an den Ursachen ansetzen, aber nicht, indem
man jetzt Ausgabenprogramme beschließt, die die künf-
tigen Generationen nicht mehr bezahlen können,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

und heute zusätzliche Belastungen bzw. Steuererhöhun-
gen beschließt, die am Ende nur Arbeitsplätze gefähr-
den.

Ich glaube, Ihre Zielsetzung ist richtig. Nur, die Vor-
schläge, die Sie machen, werden genau das Gegenteil
von dem erreichen, was Sie wollen. Deshalb lehnen wir
Ihre Politik ab.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: 
Machen Sie doch mal was! � Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Sie machen gar
nichts!)

Im Übrigen lehnen wir auch die Politik von Grün und
Rot ab, und zwar genau in dem Bereich, den ich gerade
bei der Beantwortung der Frage von Herrn Gysi ange-
schnitten habe.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich verstehe bei
Grün und Rot nicht, dass Sie auf der einen Seite zwar
etwas für die Alterssicherung in der Zukunft machen
wollen � Sie müssen doch erkennen, dass die Vorausset-
zung hierfür die sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung ist �, Sie aber auf der anderen Seite auf Ihren 
Parteitagen und, noch schlimmer, in Ihren Wahlprogram-
men Steuererhöhungen beschließen, die den Mittelstand
und das Handwerk mit Milliarden belasten werden.

(Bettina Hagedorn [SPD]: So ein Quatsch! � 
Petra Ernstberger [SPD]: Haben Sie das Pro-
gramm schon? Wir haben es nicht!)

Damit legen Sie die Axt an die Wurzel des Rentenversi-
cherungssystems.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

Denn Sie nehmen billigend in Kauf, dass Hunderttau-
sende Arbeitsplätze verloren gehen.

Ein Zweites, was ich nicht verstehen kann, ist � Sie 
wissen doch, dass wir schon heute über ein Viertel des

Bundeshaushalts als Zuschuss in die gesetzliche Renten-
versicherung einbezahlen �, dass Sie in den Ländern, in 
denen Sie regieren, nicht willens sind, die Verschuldung
zurückzufahren. Grün-Rot in Baden-Württemberg � das 
ist irre; das muss man sich einmal vorstellen � hat ak-
tuell 3 Milliarden Euro Steuereinnahmen mehr als die
letzte schwarz-gelbe Regierungskoalition, gibt über
5 Milliarden Euro mehr aus, treibt die Verschuldung
hoch und verspielt die Zukunft künftiger Generationen.

(Otto Fricke [FDP]: Ein Skandal ist das! � 
Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Nachhaltigkeit
geht anders! � Dr. Wolfgang Strengmann-
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wer
hat denn die Verschuldung aufgebaut? Wer hat
denn da regiert?)

Das ist unverantwortlich und muss auch in einer Renten-
debatte benannt werden, weil die Zusammenhänge
offensichtlich sind. Wer heute die Verschuldung in die
Höhe treibt, wird die Alterssicherung der Zukunft nicht
erreichen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Diese Bundesregierung hingegen nimmt das Thema
Haushaltskonsolidierung mehr als ernst.

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Nein, sie deckt nur
auf! � Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Deswegen
machen Sie immer noch Schulden? Betreu-
ungsgeld! Hotelsteuer! Das ist doch keine
Konsolidierung!)

Man muss sich das einmal vorstellen: In Zeiten wie
diesen ist es dieser Regierungskoalition gelungen, die
Vorgaben der Schuldenbremse statt 2016 schon 2012
einzuhalten. Das ist eine verantwortungsvolle Politik.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Uns ist es gelungen, die Ausgaben zu begrenzen. Wir
gehen nicht so vor wie die Regierungen der Länder, in
denen Sie regieren, beispielweise Rot-Grün in Nord-
rhein-Westfalen. Dort steigern Sie die Ausgaben, ob-
wohl Sie dazu überhaupt keinen Anlass haben.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS
90/DIE [GRÜNEN]: Die Schulden steigen und
steigen durch Schwarz-Gelb! Sie bauen kein
bisschen Schulden ab!)

Wir brauchen eine verantwortungsvolle Haushaltskonso-
lidierungspolitik � auch mit Blick auf die Sicherung der 
Alterssicherungssysteme.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Richtig! Deswegen
brauchen wir einen Wechsel!)

Als wir über die Zukunft der Alterssicherungssysteme
und über die sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung gesprochen haben, haben schon viele zu Recht
gesagt � auch Sie, Herr Gysi �, dass man etwas gegen 
die unterbrochenen Erwerbsbiografien tun müsse. Da hat
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diese Regierungskoalition schon Entscheidendes auf den
Weg gebracht.

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Was denn?)

Ich nenne nur das Beispiel des Ausbaus der Kinder-
betreuung als eine wesentliche Maßnahme, um der
Unterbrechung von Erwerbsbiografien etwas entgegen-
zusetzen.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Das war Schwarz-
Rot! Da waren Sie nicht dabei!)

Die 4 Milliarden Euro, die von der vergangenen Regie-
rung beschlossen worden waren, hat diese Regierungs-
koalition noch einmal um knapp 600 Millionen Euro für
zusätzlich 30 000 Kinderbetreuungsplätze erhöht; das
haben wir gemacht. Wir werden darüber hinaus ab 2014
noch einmal 845 Millionen Euro jährlich für den Aus-
bau, den Erhalt und die Verbesserung der Kinderbetreu-
ung ausgeben.

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Und das Be-
treuungsgeld einführen!)

Das ist eingeplant. Das ist ein ganz wesentlicher Bau-
stein, um der Unterbrechung von Erwerbsbiografien ent-
gegenzuwirken.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

Nächstes Thema. In unserer Gesellschaft darf in Zu-
kunft kein Kind mehr im Schulsystem und kein Jugend-
licher im Arbeitsmarkt verloren gehen. Was machen
wir? Wir haben ein Programm in Höhe von 400 Millio-
nen Euro auf den Weg gebracht, mit dem 4 000 Kinder-
tagesstätten speziell gefördert werden, um gerade
Kindern, die es schwer haben, Kindern mit Migrations-
hintergrund, mit Sprachproblemen, den Einstieg in unser
Bildungssystem zu erleichtern. Das ist eine ganz wesent-
liche Aufgabe, der wir uns gestellt und bei der wir eine
überzeugende Lösung auf den Weg gebracht haben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

Wir haben � lieber Herr Gysi, auch das gehört zu 
Wahrheit � gegenwärtig über 33 000 unbesetzte Aus-
bildungsplätze. Das darf nicht so bleiben, wenn man be-
denkt, dass gleichzeitig Kinder die Schule nicht schaffen
oder Jugendliche die Ausbildung nach kurzer Zeit ab-
brechen müssen. Hier müssen wir früh ansetzen.

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Wann wollen Sie
das denn noch alles machen? Sie haben nicht
mehr viel Zeit!)

Das alles ist ein Thema der Rentenpolitik der Zukunft.
Wir müssen heute die Ausbildungs- und Bildungsfähig-
keit der Kinder stärken. Das tun wir sehr überzeugend

(Petra Hinz [Essen] [SPD]: Wo denn? Passiert
doch nichts bei dieser Regierung!)

in dem Sinne, die Wurzeln der Alterssicherung zu stär-
ken.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden dies al-
les ab dem 22. September mit der gleichen Entschieden-

heit und in der gleichen Regierungskonstellation fortset-
zen. Sie werden weiter auf Ihren Plätzen sitzen und uns
dabei zusehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Jetzt hat das Wort der Kollege Peter Weiß von der

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Die deutschen Rentnerinnen und Rentner interessiert
und bewegt vor allen Dingen eines: Sie wollen Sicher-
heit haben, dass die Rente monatlich ausgezahlt wird,
und sie wollen, was Rentenerhöhungen anbelangt, am
wirtschaftlichen Erfolg in Deutschland teilhaben
können.

(Mechthild Rawert [SPD]: 10 Euro! 5 Euro!)

Die entscheidende, wichtigste Nachricht, die es heute
gibt, ist deswegen, dass wir in der Rentenversicherung
die höchste Rücklage seit 20 Jahren haben, nämlich in
Höhe von 29,4 Milliarden Euro. Das zeigt: Was die
Sicherung der Rentenfinanzen anbelangt � sie ist das 
Entscheidende �, ist diese Bundesregierung die erfolg-
reichste seit Jahrzehnten. Darauf können wir stolz sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Und die
Erde ist eine Scheibe! � Zuruf von der SPD: 
Was haben Sie denn eingezahlt?)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Rentnerinnen
und Rentner in Deutschland sind nicht vergesslich. Sie
können sich zum Beispiel an das Jahr 2005 erinnern.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: So ist es!)

Im Jahr 2005 hatten wir keine Rücklage in der Renten-
versicherung.

(Ingrid Fischbach [CDU/CSU]: Hört! Hört!)

Erstmals in der Geschichte der Deutschen Rentenversi-
cherung musste der Bundesfinanzminister

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Einspringen!)

ein Sonderdarlehen aus der Staatskasse an die Renten-
versicherung zahlen, damit im Herbst 2005 überhaupt
Renten ausgezahlt werden konnten. Welch großer Unter-
schied zu heute!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � Max 
Straubinger [CDU/CSU]: Das war das Ergeb-
nis rot-grüner Politik!)

Die Rentnerinnen und Rentner in Deutschland kön-
nen sich sogar noch an das Jahr 1998 erinnern. 1998 ha-
ben wir in Deutschland einen Rentenwahlkampf erlebt.
Rot-Grün trat damals an und sagte: Wir wollen die
Bundesregierung von CDU/CSU und FDP ablösen und
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die letzte von Norbert Blüm in Gang gesetzte Rentenre-
form rückgängig machen. � Mit diesem Versprechen hat
Rot-Grün, wie wir wissen, sogar die Bundestagswahl
gewonnen. In der Tat hat Rot-Grün dann als Erstes
beschlossen, die damalige Rentenreform rückgängig zu
machen.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Das war ein
schwerer Fehler!)

Aber nur ein Jahr später ist der damalige Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder vor den Deutschen Bundestag und
vor die deutsche Öffentlichkeit getreten und hat erklärt:
Das, was wir getan haben � die Rücknahme der Renten-
reform von 1998 �, war ein großer Fehler.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: So war�s!)

Sprich: Der Rentenwahlkampf von 1998 war Lug und
Trug. Er war ein großer Fehler, weil die deutsche Bevöl-
kerung, die deutschen Rentnerinnen und Rentner hinters
Licht geführt wurden. Wir wollen verhindern, dass das
ein zweites Mal passiert.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Zuhörerinnen
und Zuhörer, liebe Zuschauer, weshalb erinnere ich
daran? Es ist wunderschön, in einer Rentendebatte wie
heute zu hören,

(Bettina Hagedorn [SPD]: Reden Sie doch mal
über Ihre Regierungszeit!)

welche Verbesserungen man sich für die heutigen und
die künftigen Rentnerinnen und Rentner vorstellen kann.
Das erinnert mich sehr stark an den Herbst 1998; da ist
das Gleiche gemacht worden. Das Ergebnis war nicht
nur, dass Gerhard Schröder ein Jahr später all das als
Fehler bezeichnet hat, sondern auch, dass die rot-grüne
Koalition unter dem Zwang der Zahlen tiefer in das deut-
sche Rentenrecht eingegriffen hat, als es CDU/CSU und
FDP je gewagt hätten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deshalb sollte für die deutschen Wählerinnen und
Wähler im Herbst 2013 gelten:

(Ulrich Kelber [SPD]: Sie scheinen ja echt
Angst vor dem Wahlkampf zu haben!)

Liebe Bürgerinnen und Bürger, machen Sie den großen
Fehler von 1998 nicht noch einmal!

(Ulrich Kelber [SPD]: Wählerbeschimpfung!)

Das Ergebnis der großartigen Versprechungen ist, dass
es nachher schlimmer kommt, als man es sich je gedacht
hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Vor allen
Dingen, wenn die CDU/CSU an der Regierung
ist! Dann wird es immer schlimmer!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die erfolg-
reiche wirtschaftliche Entwicklung wird ausweislich des
Rentenversicherungsberichts der Bundesregierung auch

dazu führen, dass die Rentnerinnen und Rentner nicht
mehr wie damals unter Rot-Grün damit rechnen müssen,

(Bettina Hagedorn [SPD]: Sagen Sie doch mal was
zu der Rentenpolitik von Schwarz-Gelb!)

dass ihnen eine Rentenerhöhung per Gesetz vorenthalten
wird, also per Gesetz eine Nullrunde verordnet wird.
Vielmehr können die Rentnerinnen und Rentner bis 2016
nach den derzeitigen Schätzungen mit einem Plus von
8,5 Prozent im Westen und 11,5 Prozent im Osten rech-
nen.

Es stimmt, was der Kollege Kolb gesagt hat: Je mehr
wir dafür sorgen und die Rahmenbedingungen dafür
schaffen, dass die Beschäftigung in Deutschland weiter
ansteigt, also mehr Menschen im Berufsleben stehen und
Rentenversicherungsbeiträge zahlen, umso eher sinkt
das Rentenniveau nicht. Das Sinken des Rentenniveaus
ist keine gesetzlich verordnete Maßnahme, sondern
hängt entscheidend davon ab, wie sich die Beschäfti-
gung in Deutschland entwickelt. Gute Beschäftigungs-
politik ist das beste Rezept für eine gute Rentenpolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Herr Kollege Weiß, erlauben Sie eine Zwischenfrage

der Kollegin Höll?

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Bitte schön.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Wer hat denn bei den
Linken noch nicht gefragt?)

Dr. Barbara Höll (DIE LINKE):
Danke, Herr Präsident. � Sehr geehrter Herr Kollege,

Sie haben hier mit voller Stimme verkündet: Rot-Grün
ist weiter gegangen, als Sie jemals gegangen sind.

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Ja.

Dr. Barbara Höll (DIE LINKE):
Jetzt frage ich Sie: Warum haben Sie dann nicht eine

der Maßnahmen, die Rot-Grün verabschiedet hat, zu-
rückgeholt � nicht eine einzige �, sondern im Gegenteil 
genau diesen Weg noch verschärft, indem Sie zum Bei-
spiel die Rentenbeiträge für die Hartz-IV-Empfängerin-
nen und Hartz-IV-Empfänger einfach gestrichen haben?
Diese Erklärung müssen Sie der Öffentlichkeit geben.
Ich hoffe, dass Rot-Grün aus Fehlern gelernt hat und wir
vielleicht in der Zukunft gemeinsam etwas Ordentliches
hinbekommen.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)

Aber Sie beschweren sich hier, und dann machen Sie
nichts. Es ist nichts gekommen, Sie haben nichts zurück-
geholt, Sie sind diesen Weg mitgegangen und haben ihn
verschärft. Warum?

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und
der SPD)
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Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Frau Kollegin Höll, wir haben nichts verschärft. Wir

haben zum Beispiel ganz entscheidende Maßnahmen er-
griffen, indem wir in der Großen Koalition zusammen
mit der SPD bei der Riester-Rente den Förderbetrag für
Kinder auf 300 Euro jährlich heraufgesetzt haben. Das
ist eine ganz entscheidende Hilfe, gerade für Familien,
die Kinder haben.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sie ha-
ben die Beiträge für die Langzeiterwerbslosen
komplett gestrichen)

Wir haben im Hinblick auf die Rentenversicherung
den Langzeitarbeitslosen einen Betrag gestrichen, der
aus der Steuerkasse in die Rentenkasse geflossen ist und
der zu einem so minimalen Rentenanspruch geführt
hätte, dass man ohnehin Grundsicherung hätte beantra-
gen müssen; das hätte den Leuten also gar nicht ge-
holfen. Aber neu ist, dass wir die Zeiten der Lang-
zeitarbeitslosigkeit als Anrechnungszeiten in der
Rentenversicherung anerkannt haben. Das ist entschei-
dend.

(Beifall des Abg. Arnold Vaatz [CDU/CSU])

Das bedeutet zum Beispiel, dass jemand, der Er-
werbsminderungsrente aus der Langzeitarbeitslosigkeit
heraus beantragen muss, im Zweifel heute eine höhere
Erwerbsminderungsrente bekommt als nach dem alten
Recht. Insofern sind das doch ganz entscheidende Refor-
men, die wir durchgeführt haben, die aber vielleicht bei
der Linkspartei und deren Rentenexperten nicht wahr-
genommen worden sind.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das
stimmt nicht! Es wird genau beobachtet und
kritisiert!)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, was auch
stimmt, ist, dass die Bürgerinnen und Bürger in unserem
Land � junge wie alte � ein feines Gespür dafür haben, 
dass dieses Rentensystem nur funktionieren kann, wenn
auch die Solidarität zwischen den Generationen funktio-
niert. Deshalb will ich daran erinnern, was der Aus-
gangspunkt für all die Rentenreformen der letzten
Jahrzehnte in Deutschland war. Ausgangspunkt war,
dass im Jahr 1987 � lang ist es her � die Prognos AG, 
von der Bundesregierung beauftragt, eine Studie durch-
geführt hat, in der sie festgestellt hat, dass angesichts der
Tatsache, dass die Zahl der Jungen abnimmt und die
Zahl der Älteren steigt, bei Nichtvornahme von Refor-
men der Rentenversicherungsbeitrag bis zum Jahr 2030
auf mindestens 36,6 Prozent, maximal sogar auf
41,7 Prozent steigen würde. Allen jungen Leuten ist
klar: 40 Prozent Rentenversicherungsbeitrag, dazu noch
Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherungs-
beitrag und Steuern zahlen � da macht das Arbeiten 
keinen Spaß mehr.

Deswegen war und ist es notwendig � übrigens wird 
keine politische Mehrheit im Deutschen Bundestag dem
ausweichen können �: Unser Rentenversicherungs-
system funktioniert nur, wenn es getragen wird von der
Solidarität der Alten und der Jungen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Unser Weg ist, ein ausgeglichenes Verhältnis von Belas-
tungen und Entlastungen für Jung und Alt herzustellen.
Das sorgt für eine sichere Rente. Etwas anderes macht
die Rente kaputt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Auch die Anerkennung von Kindererziehungszeiten
haben wir, die Union,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Unterbreiten Sie uns
einen Vorschlag!)

zusammen mit der FDP 1986 erstmals in der Geschichte
in das Rentenrecht eingeführt und 1992 noch einmal ver-
bessert.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war damals 1986
ein Verfassungsgerichtsurteil!)

Unsere Absicht ist, diese Verbesserung weiterzuführen;
denn ein Rentensystem funktioniert in der Tat nur dann,
wenn Männer und Frauen bereit sind, Kinder großzuzie-
hen, die dann künftig bereit sind, unsere Renten mitzu-
finanzieren.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo ist der Vor-
schlag?)

Dies ist eine entscheidende Reform, die nicht Rot
oder Grün und erst recht nicht die Linken erfunden ha-
ben, sondern die wir, die Union, zusammen mit der FDP
erfunden haben: Wir wollen, dass Kindererziehung in
der Rente stärker berücksichtigt wird.

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Dann machen Sie
es doch! � Petra Hinz [Essen] [SPD]: Dreiein-
halb Jahre hatten Sie Zeit!)

Wir wollen gerade den Frauen die Zusage machen:

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Leeres Versprechen!)

Eure Erziehungsleistung findet sich konkret auch in der
Rentenzahlung wieder.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Zuruf von der LINKEN: Dann können Sie
dem Antrag der Linken ja zustimmen!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Herr Kollege Weiß, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU):
Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen,

unser Konzept ist klar: Wir wollen die Rente für Men-
schen, die lange gearbeitet haben, aber leider zu wenig
verdient haben, aufstocken.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo ist das Konzept?
Es gibt kein Konzept! � Zurufe von der SPD)
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Wir wollen, dass Erwerbsgeminderte, die wegen Krank-
heit vorzeitig aus dem Erwerbsleben aussteigen, eine
bessere Rente erhalten. Wir wollen, dass Mütter und
Väter, die Kinder erzogen haben, eine bessere Rente er-
halten.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo ist das Konzept?
Leere Versprechungen! Kein Konzept!)

Das ist unser klares Rentenkonzept für die Zukunft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, angesichts der fort-

geschrittenen Zeit möchte ich Sie bitten, so weit wie
möglich auf Zwischenfragen und Kurzinterventionen zu
verzichten.

Die nächste Rednerin ist die Kollegin Ingrid Arndt-
Brauer von der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Ingrid Arndt-Brauer (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen!

Liebe Kollegen! Meine Damen und Herren! Heute steht
ein ernsthaftes Thema auf der Tagesordnung. Es geht um
die Rente. Ich habe manchmal das Gefühl, dass wir hier
eine reine Wahlkampfschlacht erleben.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Das finde ich sehr schade.

Wir haben in Deutschland derzeit 20,5 Millionen
Rentenbezieher. In 20 Jahren werden es wahrscheinlich
30 Millionen sein. Da liegt es natürlich nahe, mit so
einer Gruppe Menschen Wahlkampf zu machen. Trotz-
dem finde ich, dass bei diesem Thema Ernsthaftigkeit
angesagt ist.

Es geht dabei um Geld. Für die SPD sprechen aus-
schließlich Finanz- und Haushaltspolitiker,

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Ach!)

um zu zeigen: Wir wollen die Rente, die wir den Men-
schen für die Zukunft versprechen, auch finanzieren
können.

(Beifall bei der SPD)

In einigen vorliegenden Anträgen ist das Gegenteil der
Fall. Gerade in den Anträgen der Linken bleibt die Frage
der Finanzierung eher vage, sie wird hintangestellt.

Es ist nicht zu verantworten, auf Dauer irgendein
Rentenniveau zu versprechen, wenn man genau weiß,
dass die Ausgaben in keinem zukünftigen Haushalt
gedeckt sind. Ein Rentenniveau von 53 Prozent � wir 
wissen nicht, wer das bezahlen soll.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das
geht! Alle Erwerbstätigen zahlen ein!)

Sollen das die Beitragszahler, also unsere Kinder, bezah-
len? Oder wollen wir neue Schulden machen? Aber auch
dann zahlen unsere Kinder. Nur das Stichwort �Produk-
tivitätsfortschritt� hereinzurufen, das reicht nicht ganz 
aus.

(Beifall bei der SPD � Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Ich erkläre Ihnen das noch ein-
mal in einer ruhigen Stunde!)

Man kann die demografische Entwicklung nicht igno-
rieren; ich würde das auch gerne tun, aber das geht leider
nicht. Das heißt, es muss irgendein Zusatzfaktor in das
Rentensystem eingeführt werden. Wir als SPD haben das
gemacht. Wir als SPD stehen auch zukünftig für die
Dreipoligkeit im Bereich Rente.

Wir haben 29 Millionen Menschen, die in die gesetz-
liche Rente einzahlen. Das sind so viele wie nie zuvor
� da stimme ich allen Vorrednern zu �, aber wir wissen 
nicht, wie lange es bei dieser Zahl bleibt. Wir wissen
nicht, wie sich die Konjunktur entwickelt. Wir wissen
aber, dass wir in Zukunft weniger Kinder haben werden.
Wir werden also aufgrund des demografischen Wandels
weniger Einzahler haben, sofern wir die Lücke nicht
durch Zuwanderung ausgleichen.

Wir haben neben der gesetzlichen Rente die betriebli-
che Altersvorsorge, leider nicht für jeden. Nicht alle Ar-
beitsplätze beinhalten eine betriebliche Altersvorsorge.
Gerade Frauen sind in dieser Gruppe schwach vertreten.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Der
Osten ist noch schwächer!)

Derzeit haben 17 Millionen Arbeitnehmer eine
betriebliche Altersvorsorge. Dauerhaft reicht das mit
Sicherheit nicht aus. Hier muss mehr getan werden. Für
diesen Bereich hat die Regierung in den letzten Jahren
überhaupt nichts getan.

Weil wir von der SPD wissen, dass die beiden
genannten Säulen schwach sind, haben wir die private
Altersvorsorge eingeführt: Riester und Rürup sind hier
als Stichwörter zu nennen.

Es gibt viele Anträge zum Thema Riester-Förderung;
lassen Sie mich daher den Schwerpunkt meiner Ausfüh-
rungen darauf legen. Ich möchte in diesem Zusammen-
hang nur kurz darauf hinweisen, dass auch das Problem
der Selbstständigen während der Regierungszeit der jet-
zigen Regierungskoalition nicht angegangen worden ist.

Wir haben es gehört: Es gibt knapp 16 Millionen
Riester-Verträge. Bei der Anrechnung auf die Grund-
sicherung gibt es Probleme. Das ist von allen erkannt
worden, gelöst wurde es aber nicht. Da nützt es nichts,
wenn man sich als CDU-Politiker hier hinstellt und sagt:
Das wollen wir alles klären. � Ich frage mich, wann. Sie 
haben noch fünf Monate Zeit. Danach ist die FDP
vielleicht gar nicht mehr dabei, was sich hier viele wün-
schen würden. Wir wissen nicht, ob Sie in der Ihnen
verbleibenden Zeit noch etwas auf den Weg bringen
können. Die letzten dreieinhalb Jahre jedenfalls haben
Sie so gut wie nichts getan.

(Beifall bei der SPD)
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Da ich Ernsthaftigkeit eingefordert habe, will ich kon-
kret auf die vorliegenden Anträge eingehen. Zum Antrag
der Linken �Riester-Förderung in die gesetzliche Rente 
überführen�. Das ist illusorisch. Es ist nicht möglich, in 
die Vertragsfreiheit einzugreifen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Freiwil-
lig!)

Eine 3-prozentige Erhöhung des Sicherungsniveaus kos-
tet 30 Milliarden Euro. Das ist unverantwortlich. Deswe-
gen lehnen wir diesen Antrag ab.

(Beifall der Abg. Dagmar Ziegler [SPD] � 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Freiwil-
lig!)

Zum nächsten Antrag mit dem Titel �Wiederherstel-
lung eines Lebensstandard sichernden und strukturell ar-
mutsfesten Rentenniveaus�. Natürlich ist es auch unser 
Ziel, das Rentenniveau zu halten. Ihre Vorschläge sind
zwar nicht besonders zielführend. Da aber auch wir an
diesem Ziel festhalten, werden wir uns enthalten.

Den dritten Antrag � �Rente erst ab 67 sofort voll-
ständig zurücknehmen� � lehnen wir ab. Wir halten aus 
demografischen Gründen grundsätzlich an der Rente mit
67 fest; das habe ich schon ausgeführt. Alles andere kön-
nen Sie unserem Wahlprogramm entnehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD � Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: Schön, dass Sie es
so gesagt haben!)

Bei dem vierten Antrag � �Risiko der Erwerbsminde-
rung besser absichern� � enthalten wir uns. Unsere Vor-
schläge zu diesem Thema sind wesentlich besser. Sie
sind in systematischer Hinsicht richtiger und zielgrup-
penorientierter; aber wir sind nicht grundsätzlich gegen
die Idee.

Den fünften Antrag � �Rentenbeiträge für Langzeitar-
beitslose wieder einführen� � werden wir ablehnen. Wir 
halten ein neues Konzept in diesem Bereich für möglich.
Ansonsten würde es nur eine Miniaufstockung geben.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Unser
Konzept ist das vom DGB!)

Bei dem sechsten Antrag � �Kindererziehung in der 
Rente besser berücksichtigen� � werden wir uns enthal-
ten. Wir wollen das auch, aber nicht nach Ihrem System.

Dem siebten Antrag � �Rente nach Mindestentgelt-
punkten entfristen� � werden wir zustimmen. Das sehen
wir wie Sie.

Bei dem achten Antrag � �Eine solidarische Renten-
versicherung für alle Erwerbstätigen� � werden wir uns 
enthalten.

Den neunten Antrag � �Altersarmut wirksam be-
kämpfen � Solidarische Mindestrente einführen� � leh-
nen wir ab. Wir lehnen eine Mindestrente innerhalb der
gesetzlichen Rentenversicherung ab, weil Fürsorge- und
Versicherungsprinzip nicht miteinander vermischt wer-
den können.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Alles in allem sagen wir: Sie haben ein paar Schritte
in die richtige Richtung unternommen, aber der Weg ist
zu korrigieren. Wir werden ihn korrigieren, wenn wir
wieder regieren. Fünf Monate noch � dann werden wir 
viel tun müssen. Die Rente ist ein wichtiger Bereich, den
wir anpacken werden. Das verspreche ich hier.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Das Wort hat der Kollege Max Straubinger für die

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Max Straubinger (CDU/CSU):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Wir haben es heute mit vielen Anträgen der Fraktion Die
Linke zur Rentenpolitik zu tun, die letztendlich alle illu-
sorisch sind. Sie stehen auf keinem guten, vor allen Din-
gen nicht auf einem finanzierbaren Fundament.

(Karl Schiewerling [CDU/CSU]: So ist es! � 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Es wird
nicht besser, wenn man es öfter sagt!)

So ist es immer: Die Linke überzieht uns mit Anträgen,
die einer realistischen Prüfung nicht standhalten. Sie
versucht, daraus politisches Kapital zu schlagen. Das ist
ihr gutes Recht; aber das werden die Bürgerinnen und
Bürger in keiner Weise goutieren.

Es ist schon bemerkenswert, dass der Kollege Gysi
hier ausgeführt hat, dass wir keine Beitragsbemessungs-
grenze mehr brauchen � jeder zahlt ein �, er darüber hi-
naus aber in keiner Weise gesagt hat, ob auch jeder eine
Leistung daraus erhalten soll. Das hat er übersehen.

(Alexander Süßmair [DIE LINKE]: Das hat er
gesagt!)

Das zeigt sehr deutlich: Sie haben kein richtiges renten-
politisches Konzept.

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE])

Der Kollege Gysi hängt noch sehr in seiner DDR-Ver-
gangenheit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP � Widerspruch bei der LINKEN)

Dort haben auch alle in ein System eingezahlt. Manche
haben sich daraus stärker bedient, insbesondere Rechts-
anwälte und andere Gruppierungen in diesem System.
Daran hängt der Kollege Gysi. Das will er uns als mo-
derne Rentenpolitik verkaufen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP � Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Das ist klar, in Bayern gibt es keine
Spezi-Wirtschaft! Da ist alles sehr gut!)

Es geht darum, einen guten und richtigen Weg für die
Bürgerinnen und Bürger zu finden. Ich bin dankbar für
die Ausführungen des Kollegen Schiewerling und des
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Kollegen Weiß. Erst seit es eine Regierung unter Bun-
deskanzlerin Merkel an der Spitze gibt, können sich die
Rentnerinnen und Rentner wieder auf das gesetzliche
Rentenversicherungssystem in Deutschland verlassen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP � Petra Hinz [Essen] [SPD]: So ein 
Quatsch! Das sieht Blüm anders!)

Unter Rot-Grün wurden alle Rücklagen der Rentenversi-
cherung aufgebraucht. Es musste sogar ein für das Jahr
2006 vorgesehener Zuschuss vorgezogen werden, damit
im Dezember 2005 die Renten überhaupt zeitgerecht
ausgezahlt werden konnten. Das war die Bilanz von rot-
grüner Rentenpolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es gilt zu verhindern, dass sich dies wiederholt. Dazu
haben wir in der Großen Koalition wegweisende Be-
schlüsse gefasst, die auch der demografischen Entwick-
lung Rechnung tragen. Hier möchte ich insbesondere
Franz Müntefering unbedingt Respekt zollen, der dies
mit umgesetzt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Letztendlich gibt es nur ein Einmaleins, das für alle
Fraktionen Gültigkeit hat. Wir wissen, dass wir in
Deutschland immer älter werden. Gott sei Dank! Das ist
erfreulich. Das ist ein großer Fortschritt. Aber darauf
muss auch unser Rentenversicherungssystem eingestellt
werden. Da haben wir nur vier Möglichkeiten:

Wir können die Renten kürzen. � Das schließe ich für 
diese Koalition aus.

Wir können exorbitante Beitragssteigerungen in Kauf
nehmen. � Das schließe ich für diese Koalition aus.

Dann haben wir noch die Möglichkeit der Arbeitszeit-
verlängerung. � Das ist ein probates Mittel.

Die letzte Möglichkeit ist die Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit.

In diesem Kontext liegen letztendlich unsere Ent-
scheidungsmöglichkeiten. Da haben wir uns richtig ent-
schieden, bis zum Jahr 2029 die Lebensarbeitszeit bis
zum 67. Lebensjahr zu verlängern. Das ist letztendlich
ein Kompromiss zwischen den Interessen der Generation
der Älteren, die nun natürlich auf die Rente bauen kön-
nen, und denen der jungen Generation, die nicht mit un-
gerechtfertigten, überdimensionierten Beitragsbelastun-
gen konfrontiert wird.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das ist ein Beitrag zur Stabilitätssicherung unseres Sys-
tems.

Eine Ergänzung ist die Kapitaldeckung. Verehrte Kol-
legen von der Linken, Sie haben das System völlig ver-
kannt. Wir wollen mit der zusätzlichen Förderung der
Kapitaldeckung Geringverdiener besser fördern. Die
Riester-Förderung macht bei ihnen zum Teil 80 Prozent
des gesamten Beitragsaufkommens für einen Altersvor-
sorgevertrag aus.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ja!
Aber Sie sagen nie, was bei den Geringverdie-
nern hinten herauskommt!)

Zusätzlich wirkt dieses System stabilisierend in die Zu-
kunft hinein. Denn die Mittel für die Riester-Renten
müssen nicht über das Umlagesystem von � zukünftig 
weniger � Beitragszahlern requiriert werden. Das ist der 
Sinn der Kapitaldeckung, die wir umgesetzt haben. Dies
ist zielführend und wird auch von dieser Koalition ver-
treten.

Werte Kolleginnen und Kollegen, ich bin schon über-
rascht über die Konzepte, die heute vorgestellt worden
sind: Der Kollege Strengmann-Kuhn hat sich hervorra-
gend bemüht; das möchte ich anerkennen. Aber er hat
die Finanzierungsfrage offen gelassen. Er hat die Höhe
offen gelassen. Er hat offen gelassen, unter welchen Vo-
raussetzungen und Kautelen eine Rente von 850 oder
900 Euro zustande zu bringen ist. Er hat letztendlich al-
les offen gelassen. Es ist bei einem Wunschkonzert ge-
blieben, wie bei den Linken üblich.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich hatte nur zehn
Minuten!)

Auch das von der SPD vorgelegte Konzept � der neue 
Chefdiplomat und Kanzlerkandidat der SPD steht voll
und ganz dahinter � ist keine Alternative. Vorgesehen ist 
die Rückabwicklung der Rente mit 67. Denn sonst hätte
die SPD keine Einigkeit mit den Gewerkschaften zu-
stande gebracht.

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Quatsch! Ich
habe das Gegenteil gesagt! � Bettina Hagedorn 
[SPD]: Das stimmt ja gar nicht!)

Das bedeutet eine Beitragssatzerhöhung auf 22 Prozent.
Das ist das SPD-Konzept.

(Thomas Oppermann [SPD]: Das sieht Ihr
Konzept doch auch vor!)

Zusätzlich werben Sie dafür, sich schon ab dem
60. Lebensjahr frei entscheiden zu können, in Rente zu
gehen. Ich frage mich, ob das gerecht sein kann und zur
solidarischen Rentenversicherung passt. Denn so werden
unserem Rentenversicherungssystem Beiträge älterer
Arbeitnehmer entzogen. So früh in Rente zu gehen, kön-
nen sich nur Begüterte leisten,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

nicht aber die Geringverdiener; die müssen weiterhin in
die Rentenversicherung einzahlen. Ob das gerecht ist,
muss die SPD selbst beantworten. Ich glaube, da hat sie
sich vertan.

In diesem Sinne gibt es keine Alternative zu den Kon-
zepten von CDU/CSU und FDP.

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Es gibt kein Kon-
zept! � Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Wo ist es denn?)

Bei uns können sich die Bürgerinnen und Bürger darauf
verlassen, dass unsere gesetzliche Rente, die betriebliche
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Altersversorgung und die private Zusatzversorgung wei-
terhin auf einem guten Fundament ruhen.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Da ist
gar nichts!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Als letzte Rednerin zu diesem Tagesordnungspunkt
hat nun das Wort die Kollegin Bettina Kudla.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Bettina Kudla (CDU/CSU):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Lassen Sie mich als letzter Redner der De-
batte

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Redne-
rin!)

einige wichtige Punkte zusammenfassen. Die Vorschläge
der Fraktion Die Linke zum Rentensystem sind abzuleh-
nen, weil sie kontraproduktiv sind. Sie machen die Rente
nicht sicherer, sondern unsicherer. Sie machen den Men-
schen etwas vor, und die Vorschläge sind finanziell nicht
unterlegt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP � Zurufe von der LINKEN)

Besonders verwerflich und kritikwürdig finde ich,
dass Sie an die bewährte Struktur des Rentensystems he-
rangehen wollen. Wo bitte schön gibt es ein Haus mit
nur einer tragenden Wand?

(Zuruf der Abg. Elke Ferner [SPD])

Sie stellen das bewährte Dreisäulensystem aus gesetzli-
cher Rentenversicherung, betrieblicher Altersvorsorge
und privater Vorsorge infrage. Das aber macht das Ren-
tensystem sicher.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das
Dreisäulensystem ist gescheitert!)

Sie sägen weiterhin an der gesetzlichen Rentenversi-
cherung, indem Sie strukturelle Änderungen vorschlagen,
die völlig unsinnig sind. Die gesetzliche Rentenversiche-
rung basiert auf der Umlagefinanzierung. Umlagefinan-
zierung heißt: Nur derjenige zahlt Beiträge, der arbeitet.
Das heißt: keine Rentenversicherungsbeiträge für Ar-
beitslose. Ihr Vorschlag, die Rente mit 67 wieder auf die
Rente mit 65 zurückzufahren, ist abzulehnen. Es ist fi-
nanziell nicht unterlegt. Stellen Sie sich das einmal vor:
Jemand hört mit 65 auf, zu arbeiten, und es ist überhaupt
nicht absehbar, wie die Rente über die folgenden zwei
Jahre finanziert werden soll. Darüber hinaus fehlen die
Beiträge für diese zwei Jahre. Ihre Politik ist realitätsfern
und weltfremd.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Rentenpolitik kann man nicht völlig isoliert betrach-
ten. Rentenpolitik wird durch viele andere Politikfelder
flankiert. Rentenpolitik ist von einer guten Finanz- und
Wirtschaftspolitik abhängig,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

die wirtschaftliches Wachstum fördert, die unternehme-
rische Initiative sich entfalten lässt, die die Beitragszah-
ler nicht über Gebühr belastet und somit Ausgewogen-
heit gewährleistet.

Die Sozialversicherungssysteme zukunftsfest zu machen,
das ist die große Herausforderung der kommenden Jahre.
Diese Zukunftsfestigkeit bedeutet: Es muss Ausgewo-
genheit herrschen zwischen dem, was die Sozialversi-
cherungssysteme leisten können, dem, was die Beitrags-
zahler leisten können, und dem, was der Bundeshaushalt
leisten kann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Das heißt, die Höhe der Zuschüsse aus dem Bundeshaus-
halt in die Sozialversicherungssysteme darf nicht weiter
ansteigen. Wenn sie ansteigen muss, sind die Sozialver-
sicherungssysteme nicht solide finanziert.

Ein weiterer wesentlicher Faktor ist die Preisstabilität.
Wer sich für eine hohe Rente der Bürger einsetzt, muss
auch dafür sorgen, dass die Kaufkraft der Rente erhalten
bleibt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Die Preise müssen stabil bleiben. Dies können sie nur
durch einen stabilen Euro und durch stabile Finanz-
märkte. Wir haben bisher über 22 Maßnahmen zur Si-
cherung der Stabilität der Finanzmärkte im Finanzaus-
schuss auf den Weg gebracht.

Meine Herren von der SPD,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die
SPD hat auch Damen!)

ich wundere mich darüber, wie leichtfertig Sie darüber
sprechen können, dass es geradezu verwerflich sei, wenn
man die Beitragszahler entlaste. Mich wundert auch,
meine Damen und Herren der Linken, wie leichtfertig
Sie Riester kritisieren. Der Staat gibt enorm viel Geld
gerade den Geringverdienern dazu, damit diejenigen, die
ein geringes Einkommen haben, im Alter die sich daraus
ergebende Lücke schließen können, sich also ihre nied-
rige Rente etwas erhöht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung ist
mit ihrer Politik auf dem richtigen Weg!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Petra Hinz [Essen] [SPD]: Gescheitert und am
Ende!)
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 17/12436 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie einverstan-
den? � Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung so be-
schlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Arbeit und Soziales auf
Drucksache 17/12474. Zunächst stimmen wir ab über
die Buchstaben b und e der Beschlussempfehlung, zu de-
nen die Fraktion Die Linke namentliche Abstimmung
verlangt hat.

Wir kommen zur ersten namentlichen Abstimmung.
Der Ausschuss für Arbeit und Soziales empfiehlt unter
Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung die Ableh-
nung des Antrags der Fraktion Die Linke auf Drucksa-
che 17/10991 mit dem Titel �Rente erst ab 67 sofort 
vollständig zurücknehmen�.

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die
Plätze einzunehmen. � Sind die Urnen besetzt? � Das ist 
offenkundig der Fall. Dann eröffne ich die Abstimmung
zu Buchstabe b der Beschlussempfehlung und bitte, die
Stimmkarten einzuwerfen.

Haben alle anwesenden Abgeordneten ihre Stimm-
karte eingeworfen? � Das ist offenkundig der Fall. Dann 
schließe ich die Abstimmung und bitte, mit der Auszäh-
lung zu beginnen.

Nun kommen wir zur zweiten namentlichen Abstim-
mung.

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales empfiehlt un-
ter Buchstabe e seiner Beschlussempfehlung wiederum
die Ablehnung des Antrags der Fraktion Die Linke auf
Drucksache 17/10994 mit dem Titel �Kindererziehung 
in der Rente besser berücksichtigen�. � Die Urnen sind 
noch besetzt. Dann eröffne ich die Abstimmung und
bitte, die Stimmkarten einzuwerfen.

Haben alle anwesenden Abgeordneten ihre Stimm-
karte zur zweiten namentlichen Abstimmung eingewor-
fen? � Dann schließe ich die Abstimmung und bitte, mit 
der Auszählung zu beginnen. Die Ergebnisse der Ab-
stimmungen werden Ihnen später bekannt gegeben.1)

Ich möchte Sie bitten, sich auf Ihre Plätze zu begeben,
da wir noch mehrere einfache Abstimmungen durchzu-
führen haben. Diejenigen, die nicht mehr teilnehmen
wollen, bitte ich, den Saal zu verlassen, damit ich einen
Überblick bekomme.

Wir setzen die Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Arbeit und Soziales auf
Drucksache 17/12474 zu sechs weiteren Anträgen der
Fraktion Die Linke fort.

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner
Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags auf

Drucksache 17/10990 mit dem Titel �Wiederherstellung 
eines Lebensstandard sichernden und strukturell armuts-
festen Rentenniveaus�. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? � Wer stimmt dagegen? � Wer enthält sich? �
Die Beschlussempfehlung ist angenommen mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen und den Stimmen der
Grünen gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke und
bei Enthaltung der SPD.

Unter Buchstabe c empfiehlt der Ausschuss die Ab-
lehnung des Antrags auf Drucksache 17/10992 mit dem
Titel �Risiko der Erwerbsminderung besser absichern�. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? � Wer 
stimmt dagegen? � Wer enthält sich? � Die Beschluss-
empfehlung ist angenommen mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen gegen die Stimmen der Linken und bei
Enthaltung von SPD und Grünen.

Weiterhin empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe d
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags
auf Drucksache 17/10993 mit dem Titel �Rentenbeiträge 
für Langzeiterwerbslose wieder einführen�. Wer stimmt 
für diese Beschlussempfehlung? � Gegenstimmen? � 
Enthaltungen? � Die Beschlussempfehlung ist angenom-
men mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der
SPD-Fraktion bei Gegenstimmen der Linken und Ent-
haltung der Grünen.

Unter Buchstabe f seiner Beschlussempfehlung emp-
fiehlt der Ausschuss die Ablehnung des Antrags auf
Drucksache 17/10995 mit dem Titel �Rente nach Mindest-
entgeltpunkten entfristen�. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? � Gegenstimmen? � Enthaltungen? � 
Die Beschlussempfehlung ist angenommen mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Grünen bei
Gegenstimmen der Linken und Enthaltung der SPD-
Fraktion.

Des Weiteren empfiehlt der Ausschuss unter Buch-
stabe g seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des
Antrags auf Drucksache 17/10997 mit dem Titel �Eine 
solidarische Rentenversicherung für alle Erwerbstäti-
gen�. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? � 
Gegenstimmen? � Enthaltungen? � Die Beschlussemp-
fehlung ist angenommen mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen bei Gegenstimmen der Linken und Ent-
haltung von SPD und Grünen.

Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe h
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags
auf Drucksache 17/10998 mit dem Titel �Altersarmut 
wirksam bekämpfen � Solidarische Mindestrente einfüh-
ren�. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? � Ge-
genstimmen? � Enthaltungen? � Die Beschlussempfeh-
lung ist angenommen mit den Stimmen aller Fraktionen
bei Gegenstimmen der Fraktion Die Linke.


